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PROTOKOLL
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates

Datum: 29. 09. 2025
Beginn: 18:00 Uhr Ende: 19:25 Uhr
Ort: Rathaus, Kirchengasse 2, 2201 Gerasdorf bei Wien, Sitzungssaal Oberlisse, 3. OG
Die Einladun erfolgte am 24. September 2025 durch Kurrende.
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Schriftführer: VB Margot Dungl
Verwaltun : St^Dir. Stv. Florian Rogner

Tagesordnung:
1. Entscheidung über Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift der letzten Sitzung
2. Bericht Gebarungsprüfung vom 23.09.2025
3. Absichtserklärung Windpark Hagenbrunn
4. Abänderung des Bestandsvertrages: Geh- und Radweg Leopoldauer Straße
5. Vertragsangelegenheiten AHS Gerasdorf - Vereinbarung zw. Stadtgemeinde und Bund
6. Servitutsvertrag Fahrschule Rainer
7. Baurechtsvertrag Seniorenzentrum
8. Kündigung Auftragsverhältnis RPW Wirtschaftstreuhand GmbH
9. Auflösung Betriebsarzt
10. Verkaufsvertrag sowie Treuhandvereinbarung NBG - Junges Wohnen
11. Badeteich Gerasdorf
12. Hundebadetag am Gerasdorfer Badeteich
13. Regelung der Winteröffnungszeiten am Badeteich
14. Fundgegenstände
15. Schulische Nachmittagsbetreuung
16. Kindergärten: Ferienbetreuung 2025/2026
17. Friedhofsordnung
18. FSB-Brandschutzbeauftragter der gemeindeeigenen Gebäude
IQ. Stadtsaal
20. Klärschlamm

21. Kurzparkzonenerweiterung Gerasdorf bei Wien
22. Pendler Bonus 2026

23. Tarife für Veranstaltungen
24. Ankauf von Punschhütten und Marktständen
25. Wochenmarkt in Gerasdorf bei Wien

26. Turnsaalvermietung am Wochenende
27. Personalangelegenheiten
28. Ansuchen Einsatz Autistenhilfe

29. Subventionen

30. Grundstücksangelegenheiten
31. Bericht des Bürgermeisters

Der Vorsitzende Bgm. Ruf eröffnet die öffentliche Sitzung des Gemeinderates, begrüßt die Anwe-
senden und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest.

Bevor Bgm. Ruf in die Tagesordnung eingeht, teilt er mit, dass der Tagesordnungspunkt 10 "Ver-
kaufsvertrag sowie Treuhandvereinbarung NBG - Junges Wohnen" von der Tagesordnung ge-
nommen wird.

Ebenso wird der Tagesordnungspunkt 30 "Grundstücksangelegenheiten Top a, c, und d, " wegen
einer noch ausstehenden Prüfung, von der Tagesordnung genommen. Eine Anfrage an die IVW3
zur rechtlichen Überprüfung wurde bereits geschickt.

Es wird beabsichtigt, die Tagesordnungspunkte 1-26 im öffentlichen Teil und 27-31 im nicht öffentli-
chen Teil zu behandeln.



1 Ta esordnun s unkt

Entscheidung über die Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift der letzten Sitzung

Gegen die Verhandlungsschrift vom 18. 08. 2025 wurden keine Einwendungen eingebracht. Sie
wurde unterschrieben und daher genehmigt.

2. Ta esordnun s unkt

Bericht Gebarungsprüfung vom 23. 09.2025

PROTOKOLL
über die Gebarungsprüfung
des Prüfungsausschusses

Datum: 23. 09. 2025
Beginn: 16. 30 Uhr Ende: Uhr
Ort: Rathaus, Kirchengasse 2, 2201 Gerasdorf bei Wien

Die Einladun erfolgte am 18. 09. 2025

Anwesend:

Vorsitzender:

Stellvertreter:
Weitere Mitglieder

Entschuldi t abwesend:

Unentschuldi t:

Ing. Vogler Paul

Groß Brigitte
Mag. Alexander Jäger
Weiland Wolfgang
Insam-Polleros Margarete
Oberauer Petra, MBA

Mag. Monika Neuhold
Matzka Peter

Mader Herta
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Außerdem anwesend:

Schriftführer:

Verwaltun :

VB Dominic Loibl

Dominic Loibl
Florian Maichanitsch

Ing. Florian Rogner

Kassenverwalter

Abteilungsleiter Finanzen
Stadtamtsdirektor

Tagesordnung:



1. Überprüfung der Bar- und Kassabestände
2. Kassenkredit Rahmenbedingungen
3. Follow-up Prüfungsausschuss 11 .06. 2025
4. Kommunalsteuer

1. Ta esordnun s unkt

Überprüfung der Bar- und Kassabestände
Die Überprüfung des Kassenbestandes der Barkassa und Bankbestände ergab keine Übereinstim-
mung von Soll und Ist.

Die Differenz i.d. H.v.   33,50 in der Barkassa ergibt sich aufgrund von nicht verbuchten Ein- bzw,
Auszahlungen in der Haupt- und Nebenkassa vom 23.09.2025, welche erst nach Abschluss der
Hauptkassa in der Buchhaltung der Stadtgemeinde verbucht wird.

Bei der Sparkasse Korneuburg beträgt der Kontostand am 22.09.2025   -2. 164.219,84. Es besteht
ein Kassenkredit (Uberziehungsrahmen) auf dem Girokonto in der Höhe von   4. 734. 884,-

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:
Dem ist nichts hinzuzufügen.

2. Ta esordnun s unkt

Kassenkredit Rahmenbedingungen

Der Kassenkreditrahmen für das Jahr 2025 belauft sich auf   4. 734. 884, -. Die Höhe wird anhand

der Erträge des Ergebnisvoranschlages festgelegt und liegt aktuell bei 14%. Im Jahr 2026 sinkt der
anzuwendende Prozentsatz auf 12%. 2027 belauft sich der Prozentsatz wieder auf die ursprüngli-
ehe Höhe von 10%.

Der Prüfungsausschuss empfiehlt Angebote von anderen Banken zusätzlich einzuholen und bezüg-
lich der Bereitstellungsprovision, der Ausfertigungsgebühr und der Bearbeitungsprovision das Ge-
sprach mit der Sparkasse Korneuburg AG zu suchen.

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:
Seitens der Politik wird das Gespräch mit der Sparkasse Korneuburg AG bezüglich der Bereitstel-
lungsprovision, der Ausfertigungsgebühr und der Bearbeitungsprovision suchen.

3. Ta esordnun s unkt

Follow-up Prüfungsausschuss 11.06.2025

a) Winterdienst Schild für Radweg Gerasdorf Ort Richtung Leopoldau
Laut Auskunft der Abteilungsleiterin Wirtschaftshof vom 22. 09. 2025 ist das Schild bereits bestellt
und wird angebracht, sobald die Lieferung erfolgt ist.

b) Sozialfonds
Alternative Formen der Finanzierungen werden im Ausschuss für Sport, Soziales, karikative Einrich-
tungen und Tierschutz behandelt.

c) Subvention Rotes Kreuz
Hierbei handelt es sich um eine Grundsatzentscheidung, die der Gemeinderat zu treffen hat. Dieses
Thema soll im zuständigen Ausschuss behandelt werden. Es handelt sich um Ausgaben in der
Höhe von ca.   60. 000,-. Über diese Ermessensausgabe sollte im Gemeinderat diskutiert werden.



d) Lichtservicevertrag
Beim Prüfungsausschuss vom 11 . Juni 2025 wurde angeregt, dass bezüglich des Lichtservicever-
trags der Vergleich mit anderen Gemeinden gesucht werden soll.

Gerasdorf
Ausgaben OH Finanzierungsrechnung Ansatz 816000 (Öffentliche Beleuchtung) 2024:

 

496. 589,32

Korneuburg
Ausgaben OH Finanzierungsrechnung Ansatz 816000 (Öffentliche Beleuchtung) 2024:

 

313.981,02

Tulln
Ausgaben OH Finanzierungsrechnung Ansatz 816000 (Öffentliche Beleuchtung) 2024:

  
638. 480, 99

Stockerau
Ausgaben OH Finanzierungsrechnung Ansatz 816000 (Öffentliche Beleuchtung) 2024:

 

629.012,52

Perchtoldsdorf
Ausgaben OH Finanzierungsrechnung Ansatz 816000 (Öffentliche Beleuchtung) 2024:

 

366. 182, 45

Bis zum nächsten Ausschuss soll eine Detailanalyse zum Thema "Öffentliche Beleuchtung" vorge-
nommen werden.

Stellungnahme Bgm. Ruf und Kassenverwalter Dominic Loibl:
Über die Subvention für das rote Kreuz wird im Gemeinderat diskutiert. Die Finanzabteilung liefert bis
zum nächsten Ausschuss eine Detailanalyse zum Thema "Öffentliche Beleuchtung" und dem Lichtser-
vicevertrag. Eine mögliche Kündigung des Lichtservicevertrags wird mit der Juristin geprüft.

4. Ta esordnun s unkt

Kommunalsteuer

Jahr Einnahmen bis 22. 09.

2024   3. 208. 454, 23
2025  3. 613.526,86

Veränderung zum Vorjahr % Veränderung

+ 405. 072, 63 +12, 62%

Budget 2025 (1. Nachtragsvoranschlag)

. Budgetiert für das Gesamtjahr 2025:   5. 218. 500,-

. Bisher realisiert (bis 22. 09.2025):   3. 613. 526, 86 (69%)

In Summe könnte der budgetierte Betrag knapp eingehalten werden.

Der Prüfungsausschuss bedankt sich für die ausführliche Vorbereitung.

Hier endet der Bericht der Gebarungsprüfung!

3. Ta esordnun s unkt

Absichtserklärung Windpark Hagenbrunn

StR Bachinger berichtete im Ausschuss, dass seitens des Betreibers des Windparks Hagenbrunn,
der WEB Windenergie AG, ein Entwurf einer Absichtserklärung erstellt wurde. Diese beinhaltet im



Wesentlichen ein gegenseitiges Einverständnis, einerseits gegenüber der Marktgemeinde Hagen-
brunn für die Errichtung des Windparks und der Widmung "Grünland-Windkraftanlagen" aber auch die
Zustimmung von Hagenbrunn für die Baulandwidmung in der Schuhmeier Gasse. Zweck dieser Er-
klärung ist das einheitliche Auftreten beider Gemeinden gegenüber dem Amt der NO Landesregie-
rung, Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht, RU1, sodass sowohl die Grünland Widmung in Ha-
genbrunn als auch die Widmung Bauland Wohngebiet in Gerasdorf möglich ist.

Absichtserklärung

der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien
Kirchengasse 2
2201 Gerasdorf bei Wien

und

der Marktgemeinde Hagenbrunn
Salzstraße 10

2102 Hagenbrunn

wie folgt:

l. In der Verordnung über ein Sektorales Raumordnungsprogramm über die
Windkraftnutzung in Niederösterreich (NO SekRop Wind), LGBI. 8001/1-0 idF LGBL
Nr. 47/2024, sind Zonen ausgewiesen, in denen die Widmungsart "Grünland-
Windkraftanlagen" festgelegt werden darf.
Wie im angehängten Lageplan erkennbar, befindet sich die Zone WE32 zum Großteil
auf dem Gebiet der Marktgemeinde Hagenbrunn. Das südliche Ende der Zone WE32
ragt in das Gebiet der Stadtgemeinde Gerasdorf hinein.

II. Die WEB Windenergie AG, FN 184649v, mit Sitz in Pfaffenschlag bei Waidhofen an der
Thaya, plant innerhalb der Zone WE32 die Errichtung und den Betrieb eines
Windparks mit drei Windkraftanlagen. Die geplanten Standorte der Windkraftanlagen
können dem angehängten Lageplan entnommen werden.

III Die Marktgemeinde Hagenbrunn beabsichtigt, innerhalb der Zone WE32 auf ihrem
Gemeindegebiet für Teilflächen die Widmungsart "Grünland-Windkraftanlagen"
festzulegen.

IV. Die Stadtgemeinde Gerasdorf unterstützt die beabsichtigte Widmung durch die
Marktgemeinde Hagenbrunn und das Vorhaben der WEB Windenergie AG unter der
Bedingung, dass zwischen der nächstgelegenen Windkraftanlage und dem
gewidmeten Wohnbauland im Gebiet der Stadtgemeinde Gerasdorf der gesetzliche
Mindestabstand von 1.200 m gemäß § 20 Abs 3a Z 2 NO ROG eingehalten wird. Die
Stadtgemeinde Gerasdorf beabsichtigt, die dafür erforderlichen
raumordnungsrechtlichen Erklärungen abzugeben.

V. Wie dem angehängten Lageplan entnommen werden kann, beabsichtigt die
Stadtgemeinde Gerasdorf, für eine Fläche innerhalb ihres Gebiets die Widmung
"Wohnbauland" festzulegen. Der Abstand zwischen diesem Wohnbauland und der
Zone WE32 würde den gesetzlichen Mindestabstand von 1.200 m gemäß § 3 Abs 3
NO SekRop Wind iVm § 20 Abs 3a Z 2 NO ROG unterschreiten.

VI. Die Stadtgemeinde Gerasdorf erklärt, dass aus ihrer Sicht die Störungsfreiheit der
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Widmungsart "Wohnbauland" im Hinblick auf die geplante Widmung "Grünland-
Windkraftanlagen" der Gemeinde Hagenbrunn sichergestellt ist und demzufolge ein
Unterschreiten des Mindestabstandes im Sinne des § 3 Abs 3 letzter Satz NO SekRop
Wind zulässig ist.

VII. Die Marktgemeinde Hagenbrunn erklärt, dass - angesichts der geplanten Standorte
der Windkraftanlagen der WEB Windenergie AG im Gemeindegebiet - eine
Ausnutzung der Zone gewährleistet ist und diese durch ein Unterschreiten des
Mindestabstands im Sinne des § 3 Abs 3 letzter Satz NO RekSop nicht beeinträchtigt
wird.

Gerasdorf bei Wien, am

Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien

Hagenbrunn, am

Marktgemeinde Hagenbrunn

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Absichtserklärung unterfertigt der Abteilung RU1 zu übermitteln.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

4. Ta esordnun s unkt

Abänderung des Bestandsvertrages: Geh- und Radweg Leopoldauer Straße

StR Bachinger berichtet, dass auf Grund eines Sicherheitsstreifen von 100 cm zum Feldacker, es
nötig ist die Pachtbreite der beiden Grundstücke auf 5, 50m zu erhöhen.
Die ursprüngliche Pachtfläche von 5174 m2 erhöht sich dadurch um 1149 m2 auf eine Gesamtfläche
von 6323 m2.
In diesem Zusammenhang ist eine Abänderung des Bestandsvertrages mit den Eigentümern notwen-
dig.
Die gesamte Pacht pro Jahr ergibt   6. 323,00 (1  perm2) zuzüglich allfälliger USt, die erforderliche
Erhöhung ergibt somit   1. 149, 00 pro Jahr zuzüglich allfälliger Ust.
Der zugehörige Pachtflächenplan wurde von der Vermessung Schmid ZT-GmbH mit der Geschäfts-
zahl GZ 44730 am 25. 08. 2025 erstellt.

Der Stadtrat stellt den Antrag, dem Ansuchen zuzustimmen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

5. Ta esordnun s unkt

Vertragsangelegenheiten AHS Gerasdorf-Vereinbarung zw. Stadtgemeinde und Bund

StR Puchter berichtete im Ausschuss, dass es für den Bau des Gymnasiums Gerasdorf (BG/BRG)
erforderlich ist eine Vereinbarung zwischen der Republik Österreich, vertreten durch das Bundesmi-
nisterium für Bildung, dieses vertreten durch die Bildungsdirektion für Niederösterreich und der
Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien zu treffen.

Diese regelt vor allem
. die Übergabe des Grundstücks als Bauplatz an den Bund,
. die Benützung und Instandhaltung des Gebäudes durch den Bund,



. die Herstellung des Lehrerparkplatzes auf dem Grundstück Nummer 4217/1 , EZ:3302, KG
Gerasdorf, welches sich im Eigentum der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien befindet, auf
Kosten des Bundes, und sonstiger für den Betrieb erforderlicher Rechte und Dienstbarkeiten.

Die Vereinbarung wird zeitnah durch die Bildungsdirektion für Niederösterreich dem Bildungsminis-
terium vorgelegt, um dessen Zustimmung zu erwirken.

Der Stadtrat stellt den Antrag, der Vereinbarung in ihrer endgültigen Form zuzustimmen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

6. Ta esordnun s unkt

Servitutsvertrag Fahrschule Rainer

Der Stadtrat stellt den Antrag, den Servitutsvertrag, abgeschlossen zwischen der MCM Beteili-
gungs- u. VerwaltungsGmbH, Stock im Eisen Platz 3, 1010 Wien, als Servitutsberechtigte einerseits
und der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien, Kirchengasse 2, 2201 Gerasdorf bei Wien als Ser-
vitutsverpflichtete so zu beschließen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

7. Ta esordnun s unkt

Baurechtsvertrag Seniorenzentrum

StR Puchter berichtete im Ausschuss, dass der Baurechtsvertrag sowie der Servitutsvertrag zwi-
sehen der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien und der Niederösterreichische gemeinnützige Bau-
und Siedlungsgenossenschaft (NBG) betreffend die Liegenschaften 3770/1 und 1110/87, für den
Bau des "Seniorenzentrum", überarbeitet wird.

Bgm. Ruf stellt den Antrag, den folgenden Baurechtsvertrag betreffend das Grundstück 3770/1, KG
Gerasdorf sowie den Servitutsvertrag betreffend die Grundstücke 3770/1 und 1110/87, KG Geras-
darf zwischen Niederösterreichischen gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für Arbei-
ter und Angestellte, registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung und Stadtgemeinde Ge-
rasdorf bei Wien, anzunehmen.

B URECHTS ERTR G

abgeschlossen zwischen

l. Stadtgemeinde Gerasdorf

2201 Gerasdorf bei Wien, Kirchengasse 2,

als Baurechtsbestellerin und im Folgenden kurz auch "Baurechtsbestellerin"

genannt einerseits
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und

2. Niederösterreichische gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter und

Angestellte reg. Gen. m. b. H., FN 95128w

2344 Maria Enzersdorf, Südstadtzentrum 4

als Bauberechtigte und im Folgenden kurz auch "Bauberechtigte" genannt
anderseits, wie folgt:

l. VERTRAGSGEGENSTAND/BAURECHTSLIEGENSCHAFT

1. 1. Die Stadtgemeine Gerasdorf ist Eigentümerin nachstehender Liegenschaft:

KATASTRALGEMEINDE 01708 Gerasdorf EINLAGEZAHL 4918

BEZIRKSGERICHT Klosterneuburg
**********************************************************************^g^^^g
TZ 1436/2018

**************************** AI ********************************

GST-NR G BA (NUTZUNG) FLÄCHE GST-ADRESSE

3770/1 G Landw(lO) * 8944 Dr. Alois Wieseneder Gasse 5-9
Legende:
G: Grundstück im Grenzkataster
*: Fläche rechnerisch ermittelt

Landw(lO): landwirtschaftlich genutzte Grundflächen (Äcker, Wiesen oder Wei-
den)
********************************** ^2 ********************************

l a gelöscht
********************************** B *********************************

l ANTEIL: 1/1
Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien
ADR: Kirchengasse 2, Gerasdorf bei Wien 2201

a 1436/2018 Realteilungsvertrag 2018-02-09, Kaufvertrag 2017-12-12 Ei-
gentumsrecht
********************************* c***********************************
**********************************************************************

Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS.
i-*********************************************************************

II. BAURECHTSEINRÄUMUNG

2. 1. Die Stadtgemeine Gerasdorf bestellt hiermit zugunsten der Niederösterrei-
chische gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter und

Angestellte reg. Genossenschaft m. b. H., FN 95128w, ob dem Grundstück

3770/1, innerliegend der in Punkt I. näher bezeichneten Liegenschaft EZ
4918, Grundbuch 01708 Gerasdorf, Bezirksgericht Klosterneuburg, ab dem
01. 01. 2026 ein Baurecht iSd Baurechtsgesetzes auf die Dauer von 99 Jah-
ren, das ist bis zum 31. 12.2124.

2. 2. Die Bauberechtigte nimmt die Bestellung dieses Baurechtes unter einem

vertragsmäßig an.



III. BAUVERPFLICHTUNG

3. 1. Die Bauberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, auf der vertragsgegen-
ständlichen Baurechtsliegenschaft Bauwerke nach dem NO Wohnbauförde-

rungsgesetz 2005 zu errichten. Die Bauberechtigte und die Baurechtsbe-

stellerin beabsichtigen auf der Baurechtsliegenschaft gemeinsam das "Se-
niorenzentrum Gerasdorf zu entwickeln, welches für vorwiegend ältere Be-
wohner mit unterschiedlichen Betreuungsformen (begleitetes/barrierefreies

Wohnen, Tagesbetreuung, etc. ) und als gefördertes Bauvorhaben konzipiert
ist. Hierzu wird gemeinsam ein Architektur- und Planerauswahlverfahren

ausgeschrieben und durchgeführt.

Festgehalten wird, dass die Baurechtstiegenschaft derzeit als "Bauland-Son-
dergebiet-Kindergarten, Schule, Pflegezentrum" gewidmet ist und ein Um-

widmungsverfahren im Laufen ist. Die Umsetzung des Projektes eri'ordert

eine Umwidmung in "Bauland-Kerngebietw, wobei die derzeit gültige Bebau-
barkeit in offener oder gekuppelter Bauweise und einer maximalen Gebäu-

dehöhe von 10 m nicht reduziert werden darf. Sollte die rechtskräftige Wid-
mung nicht binnen 3 (in Worten: drei) Jahren ab beidseitiger Unterfertigung
dieses Baurechtsvert:rages erfolgt sein, so kann die Bauberechtigte von der
Baurechtsbestellerin die Auflösung des Baurechtsvertrages verlangen. In so
einem Fall werden die Baurechtsbestellerin und die Bauberechtigte alle für
die Löschung des Baurechts erforderlichen Urkunden in grundbuchsfähiger
Form fertigen, damit das Baurecht umgehend gelöscht werden kann. Die

Kosten für die Errichtung und grundbücherliche Durchführung trägt die Bau-
rechtsbestellerin zur Gänze. Nach erfolgter Umwidmung wird die Baube-

rechtige binnen 12 (in Worten: zwölf) Monaten eine Baubewilligung für die
Umsetzung des Projektes erwirken und binnen weiterer 12 (in Worten:

zwölf) Monaten mit dem Bau beginnen. Die eingangs angeführten Fristen
verlängern sich entsprechend, wenn sich das Bauverfahren oder der Bau-

beginn durch außerhalb des Einflussbereiches der Bauberechtigten liegen-
den Gründe verzögert. Der Baustart soll spätestens bis Ende 2030 erfolgen,
bis spätestens Ende 2029 sollen bewilligungsfähige Unterlagen vorliegen.

3. 2. Die unverbauten Flächen können so genutzt werden, wie es der Ortsübung
innerhalb von Wohnhausanlagen entspricht, insbesondere als Geh- und

Fahrwege und zu Erholungszwecken, wie zB Kinderspiel-, und Freizeit-

platze.

IV. ÜBERGABE/ÜBERNAHME
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4. 1. Die Übergabe und Übernahme des Grundstückes zur Ausübung der Errich-
tungs- und Nutzungsrechte gilt mit Ablauf des Monats rechtlich als vollzo-

gen, in dem dieser Baurechtsvertrag rechtwirksam im Sinne des Punktes

XIII. wird (Ubergabestichtag).

4. 2. Die Bauberechtigte ist aber schon vor erfolgter Übergabe berechtigt Boden-
Schürfungen hinsichtlich der Prüfung der Tragfähigkeit des Bodens und von

Probebohrungen betreffend des Vorliegens etwaiger Kontaminierungen vor-
nehmen zu dürfen.

V. BAURECHTZINS

5. 1. Der Baurechtzins beträgt jährlich   1, 00 (in Worten: Euro eins), zuzüglich
der Umsatzsteuer (USt) in der jeweils gesetzlichen Höhe.

5. 2. Der Baurechtzins ist von der Bauberechtigten ab erfolgter Einverleibung des
Baurechts im Grundbuch zu bezahlen.

5. 3. Der anteilige Baurechtzins bis 31. 12. 2026 ist ab Vorliegen des Grundbuchs-
beschlusses über die Eintragung des Baurechtes innerhalb von vier Wochen

zur Zahlung fällig.

5. 4. Die weiteren Baurechtzinse sind jeweils am 31. 01. eines jeden Kalender-
jahres zur Zahlung fällig.

VI. VERZUGSZINSEN

6. 1. Für den Fall des Zahlungsverzuges der Bauberechtigten mit der Zahlung
des Baurechtzinses sind die gesetzlichen Verzugszinsen zu tragen.

VII. AUFWENDUNGEN VERBUNDEN MIT DEM GRUNDSTÜCK

7. 1. Zuzüglich zum Baurechtzins samt Umsatzsteuer sind alle mit dem Eigentum
an dem Grundstück verbundenen Aufwendungen von der Bauberechtigten
zu tragen. Hiezu zählen die Grundsteuer, aber auch sonstigen Abgaben die
mit dem Eigentum verbunden sind/ in der jeweils vorgeschriebenen Höhe.

Von der Bauberechtigten werden jegliche anfallenden Aufschließungs-
und/oder Ergänzungsabgaben getragen.

7. 2. Die Bauberechtigte ist verpflichtet, jeden Aufwand im Sinne dieser Ver-

tragsbestimmung der Baurechtbestellerin unverzüglich nach Aufforderung
zu ersetzen und ist die Baurechtbestellerin berechtig zu veranlassen, dass
derartige Aufwendungen direkt mit der Bauberechtigten verrechnet werden.
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VIII. KONTAMINIERUNGEN

8. 1. Die Baurechtsbestellerin haftet weder für eine bestimmte Beschaffenheit

oder einen bestimmten Ertrag, sowie ein bestimmtes Flächenausmaß oder

eine bestimmte Benutzbarkeit des Vertragsgegenstandes. Sie haftet aber

dafür, dass betreffend des Grundstückes keine Bausperre verhängt wurde.

8. 2. Die Baurechtsbestellerin haftet weiters dafür, dass der Vertragsgegenstand

frei von bücherlichen oderaußerbücherlichen Lasten und sonstigen Rechten
Dritter übergeben wird und dafür, dass hinsichtlich des Vertragsgegenstan-
des keinerlei Zahlungsverpflichtungen gegenüber Dritten besteht; dies un-

ter Schad- und Klagloshaltung der Bauberechtigten.

8. 3. Die Baurechtsbestellerin garantiert der Bauberechtigten weiters, dass keine
festen, flüssigen oder gasförmigen Stoffe auf oder in das Erdreich der ver-

tragsgegenständlichen Liegenschaft eingebracht wurden, die eine beson-

dere Entsorgungsmaßnahme iSd Altlastensanierungsgesetzes, des Abfall-
wirtschaftsgesetzes oder des Wasserrechtes bzw. oder vergleichbarer Vor-

Schriften nach sich ziehen könnten und dass auch keine Kriegsrelikte vor-
handen sind. Die Baurechtsbestellerin haftet für alle Entsorgungskosten und

Verunreinigungen, welche auf einer Deponie gem. § 4 Z l der Deponiever-

Ordnung 2008 BGBI. II. Nr. 39/2008 (Bodenaushubdeponie) nicht mehr ge-
lagert werden dürfen. Alle derartigen Entsorgungskosten sind unter Schad-

loshaltung der Bauberechtigten im vollen Umfang durch die Baurechtsbe-

stellerin zu tragen.

IX. ERHALTUNGSPFLICHT FÜR BAUWERKE

9. 1 Die Bauberechtigte ist verpflichtet die Baurechtsliegenschaft und die darauf
befindlichen Bauwerke ordnungsgemäß zu erhalten und zu verwalten.

9. 2. Die Bauberechtigte ist weiters verpflichtet, die Bauwerke während der Lauf-

zeit des gegenständlichen Vertrages ununterbrochen zum Neuwert versi-
chert zu halten.

9. 3. Die Bauberechtigte ist auch verpflichtet, alle Anrainerpflichten im Sinne des
§ 93 StVO unter Schad- und Klagloshaltung der Baurechtsbestellerin zu er-

füllen, insbesondere die Schneeräumung im Sinne der bestehenden gesetz-
lichen Bestimmungen vorzunehmen, bzw. auf ihre Rechnung vornehmen zu
lassen.

X. ERLÖSCHEN DES BAURECHTES
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10. 1. Im Falle des Erlöschens des Baurechtes geht die Baurechtsliegen-
schaft samt darauf befindlicher Gebäude in das Eigentum der Baurechtsbe-

stellerin über. Der Bauberechtigten ist von der Baurechtsbestellerin eine

Entschädigung in der Höhe eines Viertels des vorhandenen Bauwertes zu

leisten (§ 9 Abs 2 BaurG). Die Baurechtsbestellerin und die Bauberechtigte

werden von sich aus und auf eigene Kosten je ein Gutachten eines allgemein
beeideten und gerichtlich zertifizieren Sachverständigen zur Ermittlung des
Bauwerts einholen. Sollte bei den so festgestellten Bauwerten eine Differenz

bis zu 10 % liegen, so ist das Mittet der in den beiden Gutachten festge-
stellten Werten als Bauwert heranzuziehen. Sollte die Differenz mehr als

10 % betragen, so werden die Parteien in Gespräche zwecks einvernehmli-

eher Ermittlung des Bauwertes treten.

10. 2. Die von der Bauberechtigten abgeschlossenen Miet- und Nutzungs-
vertrage gehen auf die Baurechtsbestellerin über bzw. werden diese von ihr
übernommen.

10. 3. Die Rückübertragung hat lastenfrei zu erfolgen. Sollte sohin die Bauberech-

tigte die Baurechtseinlage belasten, so hat sie dafür zu sorgen, dass allfäl-

lige durch Pfandrechte gesicherte Darlehen jedenfalls bei Beendigung des
Baurechts zur Gänze getilgt sind, sodass das Baurecht lastenfrei in das Ei-

gentum der Baurechtsbestellerin übergeht.

Xl. VERÄUSSERUNGSVERBOT UND VORKAUFSRECHT

11. 1. Die Vertragsteile vereinbaren, dass das Baurecht ohne Zustimmung der

Baurechtsbestellerin weder veräußert, noch abgetreten oder auf sonstige
Weise an einen Dritten übertragen werden darf. Die Begründung von Bau-
rechtswohnungseigentum ist davon aber nicht umfasst.

11. 2 Der Bauberechtigte räumt der Baurechtsbestellerin das Vorkaufsrecht nach

§ 1072 ff ABGB hinsichtlich des Vertragsgegenstandes für alle Veräuße-

rungsfälle einschließlich Schenkungen ein. Die Baurechtsbestellerin nimmt
die Einräumung dieses Vorkaufsrechtes ausdrücklich an. Dieses Vorkaufs-
recht ist zu verbüchern.

XII. INLÄNDERERKLÄRUNG

12. 1. Die vertretungsbefugten Organe der Bauberechtigten erklären an Eides

Statt, dass die Niederösterreichische gemeinnützige Bau- und Siedlungsge-

nossenschaft für Arbeiter und Angestellte reg. Gen. m. b. H., FN 95128w,

eine jur. Person mit Sitz im Inland ist und sich die Anteile überwiegend in
inländischem oder gleichgestelltem Besitz befinden.
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XIII. AUFSICHTSBEHÖRDLICHE GENEHMIGUNG/
AUFSCHIEBENDE BEDINGUNG

Die Baurechtsbestellerin geht davon aus, dass das vorliegende Rechtsge-
schaft keiner aufsichtsbehördlichen Genehmigung durch die Niederösterrei-

chische Landesregierung bedari:. Aus Gründen der Vorsicht wird das Rechts-

geschäft aber der Niederösterreichischen Landesregierung als Aufsichtsbe-
hörde zur Genehmigung vorgelegt. Die Parteien dieses Vertrages vereinba-

ren, dass die Rechtswirksamkeit dieses Baurechtsvertrages bis zur Erteilung
der Genehmigung dieses Baurechtsvertrages durch die Aufsichtsbehörde

bzw mit dem Ablauf von drei Monaten nach Einlangen des Antrages zur
Genehmigung in denen keine Entscheidung gefällt wird, aufschiebend be-

dingt ist.

XIV. VOLLMACHT

14. 1. Die Vertragsparteien erteilen hiermit für sich und ihre allfälligen Rechts-

nachfolger der Vertragsverfasserin Weinrauch Rechtsanwälte GmbH, Stu-

benring 16/2, 1010 Wien, FN 443661v und RA Dr. Ingmar Etzersdorfer,

geb. 06. 12. 1966, jeden für sich, den unwiderruflichen Auftrag und Voll-
macht zur grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages und zur Ver-

fassung und Fertigung aller zu dieser Grundbuchsdurchführung eventuell
noch notwendigen oder zweckmäßigen Urkunden und sonstigen Eingaben,

inklusive Berichtigungen, Ergänzungen und aller erdenklichen Schritte, die

zur grundbücherlichen Durchführung dieses Baurechtsvertrages notwendig
sind - dies auch im Wege des Selbstkontrahierens - sowie zur Entgegen-
nähme von diesbezüglichen Zustellungen.

XV. KOSTEN UND GEBÜHREN

15. 1. Sämtliche, mit der Errichtung und grundbücherlichen Durchführung dieses

Baurechtsvertrages verbundenen Kosten, Gebühren und Abgaben trägt die
Bauberechtigte.

15. 2. Die im Zuge der Übertragung oder bei Auflösung des Baurechtes anfallen-
den Abgaben, Gebühren und Steuern, wie etwa Grunderwerbsteuer, Eintra-

gungsgebühr, etc. trägt die Baurechtsbestellerin. Die Bauberechtigte hat

auf eigene Kosten die Baurechtsliegenschaft lastenfrei zu stellen und atlfäl-

lige Pfandrechte zu löschen. Die Bauberechtigte wird die für die Übertagung
des Eigentums an der Baurechtsliegenschaft eri'orderlichen Urkunden un-

terfertigen und Erklärungen abgeben; dies aber nicht auf ihre Kosten

XVI. AUFSANDUNGSERKLÄRUNG
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16. 1. Sohin erteilen die Vertragsparteien ihre ausdrückliche und unwiderrufliche

Einwilligung, dass aufgrund dieses Baurechtsvertrages ob der Liegenschaft

EZ 4918, Grundbuch 01708 Gerasdorf, Bezirksgericht Klosterneuburg,

a) eine Baurechtseinlage neu eröffnet werde;

b) ob der neu eröffneten Baurechtseinlage die Bestellung des Baurechtes für die Zeit vom

01.01.2026 bis 31.12.20124 zur Gänze für die Niederösterreichische gemeinnützige Bau- und
Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter und Angestellte reg. Gen. m. b.H., FN 95128w einverleibt
werde.

c) ob dieser Baurechtseinlage die Einverleibung des Vorkaufsrechtes gemäß Punkt Xl. dieses

Vertrages zugunsten der Stadtgemeinde Gerasdorf erfolgen möge.

XVII. SONSTIGES

17. 1. Änderungen und Ergänzungen des vorliegenden Vertrages sowie auch ein Abgehen von diesem
Formerfordernis bedürfen zu ihrer Wirksamkeit derSchriftform, mündliche Nebenabreden bestehen

nicht.

17.2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die

Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. An Stelle der unwirksamen oder

allenfalls fehlenden Bestimmungen des Vertrages tritt jene gesetzlich zulässige Bestimmung, die dem
wirtschaftlichen Zweck der wegfallenden oder fehlenden Bestimmung am ehesten entspricht.

17.3. Sollten zur Durchführung dieses Vertrages noch weitere Erklärungen oder Vertragsparteien vom
Grundbuchsgericht oder im Rahmen behördlicher Genehmigungsverfahren gefordert oder sonst

erforderlich werden, verpflichten sich diese, solche Erklärungen jederzeit in der notwendigen Form

abzugeben.

17.4. Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, welche die Bauberechtigte nach Abschluss der

grundbücherlichen Durchführung erhält. Die Baurechtsbestellerin erhält eine Kopie.

Gerasdorf, am

Bürgermeister geschäftsführender Gemeinderat

Genehmigt in der Sitzung des Gemeinderates vom 29. 9. 2025

Gemeinderat Gemeinderat

Maria Enzersdorf, am

Niederösterreichische gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter ur

Angestellte, registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, FN 95128w

15



Servitutsvertrag

abgeschlossen am heutigen Tage zwischen der

Niederösterreichischen gemeinnützige
Bau- und Siedlungsgenossenschaft für

Arbeiter und Angestellte, registrierte Genossenschaft
mit beschränkter Haftung (FN 95128 w)

Südstadtzentrum 4
2344 Maria Enzersdorf

kurz "NBG" als Baurechtsnehmer und Servitutsbestellerin einerseits, und

Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien
Kirchengasse 2, 2201 Gerasdorf

als Eigentümerin des GST-NR 1 110/87 und Servitutsberechtigte andererseits, wie folgt:

l.

Die Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien ist grundbücherliche Eigentümerin des GST-NR
1110/87, inneliegend EZ 3110, KG 01708 Gerasdorf und des GST-NR 3770/1, inneliegend
EZ 4918, KG 01708 Gerasdorf.

Der NBG soll auf dem GST-NR 3770/1 im Ausmaß von 8.944 m2, inneliegend EZ NEU, KG

01708 Gerasdorf, ein Baurecht im Sinne des Baurechtsgesetzes für die Zeit bis zum
31. 12.2124 eingeräumt werden.

Eine Teilfläche des GST-NR 3770/1 inneliegend EZ NEU, KG 01708 Gerasdorf, ist nun Ge-
genstand dieses Vertrages.

1. Die NBG als Baurechtsnehmerin des GST-NR 3770/1, inneliegend EZ NEU, KG 01708
Gerasdorf, bestellt zugunsten der Stadtgemeinde Gerasdorf und ihrer Rechtsnachfolger im
Eigentum des GST-NR 1110/87, inneliegend EZ 3110, KG 01708 Gerasdorf, die nachste-
hende Grunddienstbarkeit:

die Dienstbarkeit des Gehens und Fahrens und des Abstellen von PKW auf der im beilie-

genden Plan (Bella e ./1 ), ersichtlichen gelb gekennzeichneten Fläche des GST-NR 3770/1.

Auf der Servitutsfläche wird im Zuge der Errichtung des geplanten Seniorenzentrums mittig
eine Fahrbahn mit beidseitig angeordneten PKW-Abstellplätzen samt Grünstreifen und Be-
Pflanzung auf Kosten der Servitutsbestellerin hergestellt. Die Servitutsberechtigte wird das
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Recht zur Nutzung der Servitutsfläche für 20 PKW-Abstellplätze eingeräumt, die beiliegen-
den Plan (Beila e . /1), näher gekennzeichnet sind.

Festgehalten wird, dass die Ausübung der Dienstbarkeit unentgeltlich erfolgt.

2. Die Servitutsberechtigte ist berechtigt, die Dienstbarkeit auch durch ihre Mieter, Nutzungs-
berechtigten oder deren Besucher auszuüben bzw ausüben zu lassen.

Die Stadtgemeinde Gerasdorf nimmt diese Dienstbarkeitseinräumung an.

3. Der Dienstbarkeitszeitraum beginnt und endet zu jenem Zeitpunkt, zu dem das mit dem
Baurechtsvertrag eingeräumte Baurecht beginnt und endet.

4. Die Servitutsberechtigte haftet für schuldhaft zugefügte Schäden, die im Zusammenhang
mit der Ausübung der Dienstbarkeit oder bei der Benützung der Servitutsfläche durch andere
als die in Punkt II. 2. genannten Personen an Personen oder Sachen entstehen.

5. Die Servitutsbestellerin ist verpflichtet, die Servitutsfläche in ordnungsgemäßem Zustand
zu erhalten. Die Servitutsberechtigte hat die Kosten des Winterdienstes für die gesamte Fahr-
bahn auf der gelb gekennzeichneten Servitutsfläche zu tragen und verpflichtet sich die ge-
samte Fahrbahn von Schnee und Verunreinigungen zu säubern, sowie bei Schnee und Glatt-
eis zu bestreuen.

6. Die Servitutsberechtigte ist verpflichtet, sämtliche aufgrund dieses Vertrages von ihr auf
der Servitutsfläche errichteten Anlagen, wie etwa Schranken, auf eigene Kosten und Gefahr
in ordentlichem Zustand zu erhalten.

7. Dieser Servitutsvertrag teilt das rechtliche Schicksal des abgeschlossenen Baurechtsver-
träges.

III.

Die mit der Errichtung und grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages verbundenen
Kosten und Abgaben inklusive Beglaubigungskosten aller Parteien trägt die NBG. Die Kosten
einer allfälligen Beratung hat jeder Vertragspartner selbst zu tragen.

IV.

Sämtliche in diesem Vertrag enthaltenen Rechte und Pflichten der Vertragspartner gehen
ohne Zustimmung des jeweiligen anderen Vertragspartners auf die jeweiligen Einzel- oder
Gesamtrechtnachfolger über.

v.

Dieser Vertrag wird in einer Ausfertigung errichtet, welche die NBG erhält. Die Stadtgemeinde
Gerasdorf erhält eine einfache Kopie.

VI.
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Die Vertragsteile beauftragen und bevollmächtigen die Weinrauch Rechtsanwälte GmbH, FN
443661v, Stubenring 16/2, 1010 Wien, und RA Dr. Ingmar Etzersdorfer, geb. 06. 12. 1966,
jeden für sich, mit der grundbücherlichen Durchführung dieses Vertrages. Diese werden wei-
ters unwiderruflich bevollmächtigt und ermächtigt, alles zur Verbücherung des Servitutsver-
träges Erforderliche vorzukehren, alle nötigen behördlichen Genehmigungen einzuholen,
Pfandrechte, Servituten und Reallasten einzuverleiben, zu löschen und teil zu löschen.
Ebenso sind die Bevollmächtigten beauftragt und ermächtigt, Nachträge aller Art (z. B Auf-
sandungserklärungen iSd § 32 Abs 1 GBG) - auch in beglaubigter Form - zu diesem Vertrag
für sämtliche Vertragsparteien zu fertigen, sofern diese zur grundbücherlichen Durchführung
dieses Vertrages erforderlich sind.

VII.

Die Niederösterreichischen gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter
und Angestellte, registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, FN 95128 w, als Bau-
rechtsnehmerin des GST-NR 3770/1, inneliegend EZ NEU, KG 01708 Gerasdorf, erteilt hier-
mit ihre ausdrückliche und unwiderrufliche Einwilligung, dass ohne ihr weiteres Wissen und
Willen auf Grund dieses Vertrages die im Punkt II. 1. dieses Vertrages angeführten Rechte
im Grundbuch der KG 01 708 Gerasdorf als Dienstbarkeit zugunsten der Stadtgemeinde Ge-
rasdorf einverleibt werden.

VIII.

Die Vertragsparteien erklären ihre ausdrückliche Zustimmung, dass die zur Abwicklung erfor-
derlichen Daten elektronisch gespeichert, verarbeitet und übermittelt werden.

Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform; das gilt auch für
das Abgehen von diesem Formerfordernis.

Die Anwendung des Österreichischen Rechts wird vereinbart. Die Vertragspartner vereinba-
ren gem. § 104 JN für alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dem vorliegenden
Servitutsvertrag einschließlich von Streitigkeiten über sein Bestehen oder Nichtbestehen die
Zuständigkeit des sachlich für die Stadtgemeinde Gerasdorf zuständigen Gerichtes.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam, nichtig oder
anfechtbar sein, so wird die Gültigkeit seiner übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt.
Die Vertragspartner verpflichten sich für diesen Fall, die unwirksamen Bestimmungen zu er-
ganzen oder zu ersetzen, sodass der mit den ungültigen Bestimmungen beabsichtigte recht-
liche oder wirtschaftliche Zweck erreicht wird.

Wenn sich bei Vertragsdurchführung eine ergänzungsbedürftige Lücke ergibt, sind die Ver-
tragspartner verpflichtet, diese im Sinne des Vertrages zu ergänzen.

Dieser Vertrag wurde vor Unterfertigung gelesen, in seinen einzelnen Bestimmungen erörtert
und eine Übereinstimmung der Vertragspartner erzielt.

Festgehalten wird, dass es sich bei der Servitutsnehmerin um eine Gebietskörperschaft han-
delt. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 29. 9. 2025 den Servitutsvertrag genehmigt
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Gerasdorf bei Wien, am

Bürgermeister geschäftsführender Gemeinderat

Genehmigt in der Gemeinderatssitzung vom 29. 9. 2025

Gemeinderat Gemeinderat

Maria Enzersdorf, am

Niederösterreichische gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft für Arbeiter und
Angestellte, reg. Gen. m. b. H., FN 95128w
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Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig
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8. Ta esordnun s unkt

Kündigung Auftragsverhältnis RPW Wirtschaftstreuhand GmbH

StR Puchter berichtete im Ausschuss, dass das seit 2017 bestehende Auftragsverhältnis mit der
Steuerberatungskanzlei gekündigt werden soll.

Die Kündigungsfrist beträgt It. den Auftragsbestimmungen 3 Monate. Die Kündigung würde mit Ende
September 2025, wirksam mit 31. Dezember 2025 erfolgen.

In der Folge werden Angebote von mindestens 3 anderen Steuerberatungskanzleien eingeholt. Alle
Kanzleien müssen Erfahrung in der Beratung von Gemeinden vorweisen können. Die RPW GmbH
kann ebenfalls ein Angebot abgeben.

Der Stadtrat stellt den Antrag, das Auftragsverhältnis mit der RPW GmbH unter Einhaltung der 3-
monatigen Kündigungsfrist, mit Ende September 2025, wirksam mit 31. Dezember 2025 zu kündi-
gen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

n -r^. ^^^.. ^.^...^
Auflösung Betriebsarzt

Der Stadtrat stellt den Antrag, den Vertrag Nr. 172 - Betriebsarzt, mit positiver Befürwortung der
Personalvertretung und mit Ablauf der vertraglich vereinbarten dreimonatigen Frist, aufzulösen.
Weitere Vorgangsweise der Leistungen wird im kommenden Ausschuss für Gesundheit behandelt.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

10. Ta esordnun s unkt

Verkaufsvertrag sowie Treuhandvereinbarung NBG - Junges Wohnen

Dieser Tagesordnungspunkt wurde von der Tagesordnung genommen.

11. Ta esordnun s unkt
Badeteich Gerasdorf

a) Badeteich Tageskarten

Der Stadtrat stellt den Antrag, die maximale Anzahl an auszugebenden Tageskarten für den Geras-
dorfer Badeteich ab der Badesaison 2026 von derzeit 200 auf 400 Tageskarten pro Tag zu erhöhen.

Die hochstzulässige Besucheranzahl von 1.500 gleichzeitig anwesenden Personen bleibt unverändert
bestehen, da diese Kapazitätsgrenze in den vergangenen Saisonen zu keinem Zeitpunkt erreicht
wurde.

Zur Untermauerung dieser Empfehlung wurde dem Ausschuss die Auswertungsliste "Badeteich Be-
sucherstatistik Mai - August 2025" zur Verfügung gestellt.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

b) Stiegen Badeteich entfernen

Der Stadtrat stellt den Antrag, sämtliche Stiegenanlagen, nach einer Wasserrechtlichen Genehmi-
gung der zuständigen Behörde, am Gerasdorfer Badeteich - mit Ausnahme der Stege - zu entfernen.
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Hintergrund dieser Empfehlung sind wiederholte Beschwerden von Badegästen über die Rutschge-
fahr sowie die eingeschränkte Nutzbarkeit der Stiegen aufgrund häufiger Sperrungen infolge von Sa-
nierungsmaßnahmen (z. B. Aufplatzen von Schweißnähten).

Um dennoch einen sicheren und benutzerfreundlichen Einstieg in den Badeteich zu gewährleisten,
werden die betroffenen Uferbereiche stattdessen mit Schotter aufgeschüttet. Diese Maßnahme soll
einen einfachen, natürlichen Zugang zum Wasser ermöglichen.

Durch die Entfernung der Stiegen und die Herstellung eines alternativen Einstiegs können zukünftige
Instandhaltungskosten reduziert und gleichzeitig die Sicherheit sowie Zufriedenheit der Badegäste
erhöht werden.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

c) Erweiterung der Badeordnung:

Der Stadtrat stellt den Antrag, die bestehende Badeordnung um zwei zusätzliche Paragraphen zu
erweitern, um die Nutzung der Badeanlage klarer zu regeln und hygienische sowie sicherheitsrele-
vante Aspekte zu verbessern.

Vorgeschlagene Ergänzungen:

§ 18 - Aufbewahrung von Liegebetten
Liegebetten dürfen nicht am Zaun des Badeteichs angekettet oder abgestellt werden. Die Lagerung
hat ausschließlich in den dafür vorgesehenen Garagen zu erfolgen.
Zu Saisonbeginn stellt die Gemeinde gegen eine Gebühr ein Schloss samt Schlüssel zur Verfügung.

§ 19 - Badebekleidung
Das Schwimmen mit Alltagskleidung ist strikt untersagt. Die Badeanlage darf ausschließlich mit übli-
eher, hygienisch einwandfreier Badekleidung (z. B. Badeanzug, Bikini, Badehose u. dgl.) benutzt
werden.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

d) Preisfestsetzung Liegegarage:

StR Schenk brachte im Ausschuss zur Diskussion, ob die Gebühr für die Nutzung der Liegegaragen
am Gerasdorfer Badeteich angepasst werden soll.

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Nutzungsgebühr je Liegegarage am Badeteich pro Saison mit  
20,- festzulegen.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP, GRÜNE
Dagegen: SPO

12. Ta esordnun s unkt

Hundebadetag am Gerasdorfer Badeteich

Der Stadtrat stellt den Antrag, erstmals einen Hundebadetag am Badeteich Gerasdorf zu veranstal-
ten. Dieser soll nach dem offiziellen Ende der Badesaison stattfinden und den Badeteich für einige
Stunden ausschließlich für Hunde und deren Besitzer öffnen.
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Ziel dieser Veranstaltung ist es, Hunden ein sicheres, artgerechtes und betreutes Badeerlebnis zu
ermöglichen sowie der regionalen Hundegemeinschaft eine neue Möglichkeit zur sozialen Interaktion
zu bieten.

Vorgeschlagener Termin:

. Samstag, 11. Oktober 2025 - in der Zeit von 13-16 Uhr

Vorgesehene Rahmenbedingungen:

Kein menschliches Baden (Badesaison ist offiziell beendet)
Einlassstopp bei Uberfüllung möglich
Rücksichtnahme auf andere Hundebesitzer verpflichtend
Maulkorbpflicht bei Listenhunden
Keine Gefährdung oder Belästigung anderer Besucher oder Hunde
Hundekot ist unmittelbar selbst zu entfernen

Benützung auf eigene Gefahr

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

13. Ta esordnun s unkt

Regelung der Winteröffnungszeiten am Badeteich

StR Schenk berichtet, dass der Gerasdorfer Badeteich mit dem offiziellen Ende der Badesaison am
30. September 2025 geschlossen wird, da Wartungsarbeiten notwendig sind:

o Baumrückschnitt
o Strauchrückschnitt
o Entfernung der wild aufgegangenen Sträucher am Ufer
o Sanierungsarbeiten der Liegegaragen und Kabanen
o Sanierungsarbeiten der Sitzgelegenheiten
o Sanierungsarbeiten der Umkleidekabinen
o Sanierungsarbeiten an der Kassahütte
o Sanierungsarbeiten an den Sanitäranlagen

Der Stadtrat stellt den Antrag, ab dem 1. Oktober 2025 bis 30. April 2026 den Badeteich geschlos-
sen zu halten. Diese Regelung gilt nur für die Wintersaison 2025/26 aufgrund von Wartungsarbei-
ten.

Ausnahmen gelten ausschließlich für Veranstaltungen, die von der Gemeinde selbst organisiert oder
ausdrücklich genehmigt wurden.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

14. Ta esordnun s unkt

Fundgegenstände

Der Stadtrat stellt den Antrag, den Bargeldfund in Höhe von   35, 00, bei dem die gesetzliche Ab-
holfrist, verstrichen ist, dem Sozialfonds zuzuführen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig
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15. Ta esordnun s unkt

Schulische Nachmittagsbetreuung
a. Tariferhöhung SNB

StR Sailer berichtet, dass derzeit folgende Tarife für die Ferienbetreuung in der SNB gelten:

1. Herbstferien, 2. 11., 15. 11., schulautonome Tage, Semesterferien, Osterferien:

Kinder, welche während des Schuljahres die SNB nicht besuchen:

Ganztags (7:00-17:00 Uhr)   13, 00 / Tag
Halbtags (7:00-13:00 Uhr od. 1 2:00-17:00 Uhr)   7, 00 / Tag

Kinder, die während dem Schuljahr die SNB besuchen:
Halbtags (7:00-13:00 Uhr)   7, 00 / Tag

2. Sommerferien

Ganztags (7:00-17:00 Uhr)
Halbtags (7:00-13:00 Uhr oder 12:00-17:00 Uhr)

  
65, 00 / Woche

  
35,00 / Woche

Der Stadtrat stellt den Antrag, die o.g. Tarife ab dem Schuljahr 2025/2026 wie folgt festzulegen:

1. Herbstferien, 2. 11., 15. 11., schulautonome Tage, Semesterferien, Osterferien:

Kinder, welche während des Schuljahres die SNB nicht besuchen:

Ganztags (7:00-17:00 Uhr)   14, 00 / Tag
Halbtags (7:00-13:00 Uhr od. 1 2:00-17:00 Uhr)   8, 00 / Tag

Kinder, die während dem Schuljahr die SNB besuchen:
Halbtags (7:00-13:00 Uhr)   8,00 / Tag

Der Nachmittag ist durch die Beitragszahlung der SNB abgegolten.

2. Sommerferien

Ganztags (7:00-17:00 Uhr)
Halbtags (7:00-13:00 Uhr oder 12:00-17:00 Uhr)

Beschluss: mehrstimmig angenommen

  
68, 00 / Woche

 

37, 00/Woche

Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP, GRÜNE
Dagegen: SPO

b. Standorte SNB Ferienbetreuung
Der Stadtrat stellt den Antrag, die Standorte für die Ferienbetreuung im Schuljahr 2025/2026 wie folgt
zu beschließen:

Ferien

Semesterferien

Standort

SNB Kapellerfeld
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Herbstferien

Osterferien

Sommerferien Juli

Sommerferien August

SNB Seyring

SNB Oberlisse

SNB Oberlisse

SNB Seyring

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

c. Aufnahme externer Kinder in die SNB Ferienbetreuung
StR Sailer berichtet, dass eine Anfrage bezüglich der Aufnahme externer Kinder in die Ferienbetreu-
ung der SNB in den Sommerferien eingelangt ist.

Der Stadtrat stellt den Antrag, Volksschulkinder, die keine Gerasdorfer Volksschule besuchen, deren
Hauptwohnsitz jedoch in Gerasdorf bei Wien liegt, soweit die Kapazität gegeben ist, in den Sommer-
ferien in die Ferienbetreuung der Schulischen Nachmittagsbetreuung aufzunehmen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

16. Ta esordnun s unkt

Kindergärten: Ferienbetreuung 2025/2026

Der Stadtrat stellt den Antrag, dass im Kindergartenjahr 2025/2026 die Ferienbetreuung wie folgt
angeboten wird:

Weihnachtsferien: geschlossen, wie in den Vorjahren
Semesterferien 02. 02. 2026 - 06. 02. 2026: offen, Ferienbetreuung wird angeboten
Osterferien 30. 03. 2026 -03. 04. 2026: offen, Ferienbetreuung wird angeboten
Sommerferien 06. 07. 2026 - 04. 09. 2026: offen, 1 Schließwoche: 6. Ferienwoche 10. 08. 2026 -

14. 08. 2026
Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

Die Abdeckung der Betreuung soll in den Semesterferien, Osterferien sowie in der 4. und 5. Ferien-
woche der Sommerferien durch Personal der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien erfolgen.

Der Stadtrat stellt den Antrag, folgende Kosten für die Ferienbetreuung festzusetzen:

Kosten für die Eltern:

1. Semesterferien

Die Staffelung der Betreuungszeiten bis 13:00, 15:00, 17:00 Uhr soll beibehalten werden

Die Preise sollen gegenüber dem Vorjahr um 5% erhöht werden:

Bis 13:00 Uhr
Bis 15:00 Uhr
Bis 17:00 Uhr

von   40, 00, Woche auf   42, 00, Woche
von   60, 00, Woche auf   63, 00, Woche
von   75,00, Woche auf   79,00, Woche
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Bei Überschreitung soll jede angefangene halbe Stunde verrechnet werden (von   20, 00 auf

 

21, 00).

2. Osterferien

Die Staffelung der Betreuungszeiten bis 13:00, 15:00, 17:00 Uhr soll beibehalten werden

Die Preise sollen gegenüber dem Vorjahr um 5% erhöht werden:

Bis 13:00 Uhr
Bis 15:00 Uhr
Bis 17:00 Uhr

von   40,00, Woche auf   42,00, Woche
von   60,00, Woche auf   63,00, Woche
von   75, 00, Woche auf   79,00, Woche

Bei Überschreitung soll jede angefangene halbe Stunde verrechnet werden (von   20,00 auf

 

21, 00).

3. Sommerferien 1. -5. und 7. -9. Ferienwoche

Verrechnung des Kostenbeitrages nach der Staffelung des laufenden Jahres in der 1 -5. und 7. -9.
Ferienwoche

Bis 20 Stunden
Bis 40 Stunden

Bis 60 Stunden
Mehr als 60 Stunden

Standorte:

  
50, 00

  
70, 00

  
90, 00

 

100,00

Semester- und Osterferien:

Im Kindergartenjahr 2024/2025 waren in den Semesterferien in Summe 4 Gruppen und in den Oster-
ferien in Summe 3 Gruppen in den Kindergärten Oberlisse und Kapellerfeld geöffnet. Sollten es die
Anmeldezahlen erlauben, soll in den Semester- und Osterferien jeweils nur ein Standort geöffnet wer-
den. (Semesterferien Oberlisse, Osterferien Kapellerfeld)

Sommerferien:

Sommerferien 1.-3 und 7. -9. Ferienwoche:

Ferienbetreuung 4. -5. Ferienwoche:

Anmeldemodalitäten:

alle Standorte

Kindergarten Oberlisse und Kapellerfeld

Grundsätzlich keine Änderungen und Nachmeldungen
Auf Arbeitsnachweise soll verzichtet werden

1. Semesterferien 02. 02. 2026 - 06. 02. 2026

Anmeldung über Forms Formular
Brief über Kidsfox inkl. Link zum Forms Formular an die Eltern.

Anmeldefrist für die Eltern:
Kidsfox Nachricht an die Eltern:

Erinnerung per Kidsfox:

09. 11. 2025
zwischen 13. und 17. 10.2025
03. 11. 2025

2. Osterferien 30. 03. 2026 - 03. 04. 2026
Anmeldung über Forms Formular
Brief über Kidsfox inkl. Link zum Forms Formular an die Eltern.
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Anmeldefrist für die Eltern:
Kidsfox Nachricht an die Eltern:

Erinnerung per Kidsfox:

18. 01. 2026
zwischen 15. und 19. 12. 2025

12. 01. 2026

3. Sommerferien 06. 07. 2026 - 04. 09. 2026

Die Anmeldung zur Sommerferienbetreuung erfolgt über das Papier-Formular des Landes NO "Be-
darfsmeldung Kindergartenferien" durch die Gruppenpädagogin.
Auch Leermeldungen sind fristgerecht unterschrieben abzugeben.

Ausgabe des Formulars an die Eltern ab 12. 01.2026 durch die Kindergärten.
Erbetene Anmeldung bis Ende Februar 2026.

Nachmeldungen und Änderungen werden bis zur gesetzlichen Frist am 30. 04. 2026 entgegengenom-
men.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP, GRÜNE
Dagegen: SPO

17. Ta esordnun s

Friedhofsordnung
unkt

Der Stadtrat stellt den Antrag, die nach Prüfung und Rückschreiben vom 19. 08.2025 Rückmeldung
der Abteilung Gesundheitsrecht der NO Landesregierung überarbeitete Friedhofsgebührenordnung
laut folgendem Kundmachungsentwurfzu beschließen:

FRIEDHOFSORDNUNG
der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien

Verordnung des Bürgermeisters der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien, mit der gem.
§ 24 Bestattungsgesetz 2007, LGBI. 9480, eine Friedhofsordnung für die Friedhöfe der
Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien in Gerasdorf und Seyring erlassen wird

§1
Ei entum Betrieb und Verwaltun

(1) Die Friedhöfe Gerasdorf und Seyring stehen im Eigentum der Stadtgemeinde Geras-
dorf bei Wien im Folgenden kurz Gemeinde genannt.

(2) Die Gemeinde ist verpflichtet, den Betrieb der Friedhöfe und deren Einrichtungen (Auf-
bahrungshalle, Leichenkammer und Kühlraum) ohne Unterbrechung aufrecht zu erhal-
ten und für die Bestattungsmöglichkeit der im Gemeindegebiet Verstorbenen in ausrei-
chendem Maße Vorsorge zu treffen.
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(3) Die Verwaltung des Friedhofes wird von der Friedhofsverwaltung besorgt. Die Leitung
der Friedhofsverwaltung obliegt dem Bürgermeister. Die für den Parteienverkehr vor-
gesehenen Amtsstunden sind in ortüblicher Weise kundgemacht. Die Amtsstunden
der Friedhofsverwaltung richten sich nach den Amtsstunden der Stadtgemeinde Ge-
rasdorf bei Wien. Die Fried hofsverwaltung befindet sich im Rathaus der Stadtge-
meinde Gerasdorf bei Wien, Kirchengasse 2, 2201 Gerasdorf bei Wien.

(4) Der Gemeinde obliegt die Herstellung geeigneter Verkehrswege innerhalb der Fried-
höfe und deren Erhaltung.

§2
Grabarten

(1) Die Friedhöfe Gerasdorf und Seyring verfügen über folgende Grabarten:

a) Erdgräber
b) Grüfte
c) Urnenwandnischen

(2) Der Friedhof Gerasdorf verfügt zusätzlich über folgende Grabarten:

a) Urnengräber
b) Wiesengräber

zu a Erd räber:

1. Erdgräber sind nicht gemauerte Grabstätten, die auf einen Zeitraum von 10
Jahren zur Benützung zugewiesen werden, wobei eine Verlängerung des Be-
nützungsrechtes nach § 6 dieser Friedhofsordnung möglich ist. Sie werden als
Einzelgräber oder als Doppelgräber vergeben.

2. Bei Erdgräbern sind Einzelgräber für die Beisetzung von 2 Leichen und Dop-
pelgräber für die Beisetzung von 4 Leichen zugelassen.

3. In Erdgräbern sind Nach-, Tiefer- und Umlegungen gestattet.

4. Die Grabstätten in bereits benutzten Friedhofsteilen behalten jene Maße, die
zum Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung in den einzelnen Friedhofsteilen üb-
lich waren. Im Zuge der Neuanlegung eines Gräberfeldes in einem solchen
Friedhofsteil können jedoch die nunmehr bestimmten einheitlichen Maße vor-
geschrieben werden. Für Friedhofsteile, die nach Inkrafttreten dieser Fried-
hofsordnung in Nutzung genommen werden, gelten die im Folgenden festge-
legten einheitlichen Maße:

Außenmaße:

Innenmaße:

Friedhof Gerasdorf

2,80 m lang
1,40 m breit

2,20 m lang
1,00 m breit
2,20 m tief

FriedhofSe rin

2, 80 m lang
1,20 m breit

2,20 m lang
0, 80 m breit
2,20 m tief
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Doppelgräber am Friedhof Gerasdorf sind die Vereinigung von zwei Grabstel-
len.

Doppelgräber am Friedhof Se rin sind:

Außenmaße: 2, 80 m lang
2,30 m breit

Innenmaße: 2,20 m lang
1,90 m breit
2,20 m tief

5. Die Fundamente (kopfseitig und fußseitig) werden von der
Fried hofsverwaltung errichtet und dem Benützungsberechtigten zur
Verfügung gestellt. Fundamente die nicht von der Friedhofsverwaltung
errichtet wurden, sind vom Benützungsberechtigten durch eine hierzu
befugte Firma ausführen zu lassen, wobei die vorgeschriebenen Maße
genau einzuhalten sind. Das Fundament ist bis auf Frosttiefe (70 cm)auszu-
führen.

6. Zwischen den Gräbern am Friedhof Seyring muss ein Abstand von 0, 25 m ein-
gehalten werden. Am Friedhof Gerasdorf ist kein Abstand zu setzen.

7. Zwei Kindersärge, je höchstens 1 m lang, werden für einen Sarg eines Er-
wachsenen gezählt.

8. Freileichen müssen in eigens hierzu bestimmten Gräbern beerdigt werden und
die Beilegung solcher Leichen in bezahlte Gräber ist unstatthaft.

zu b Grüfte:

1. Grüfte sind Grabstätten, die in ausgemauertem Zustand zur Benützung
zugewiesen werden. Das Benutzungsrecht wird erstmalig auf 30 Jahre
eingeräumt. Eine Erneuerung des Benutzungsrechtes auf weitere 10 Jahre
nach § 6 dieser Friedhofsordnung ist möglich.

2. Es können Grüfte für die Beisetzung von 3 Särgen, 6 Särgen, 9 Särgen
oder 12 Särgen zugewiesen werden.

3. Für Grüfte gelten die im Folgenden festgelegten einheitlichen Maße:

Gruft bis 3 Sar e
Außenmaße: 3, 00 m lang,
Innenmaße: 2,20 m lang,

Gruft bis 6 Sar e
Außenmaße: 3,00 m lang,
Innenmaße: 2,20 m lang,

Gruft bis 9 Sar e
Außenmaße: 3, 00 m lang,
Innenmaße: 2,20 m lang,

1,50 m breit
0,95 m breit

2, 25 m breit
1, 70 m breit,

3, 00 m breit
2, 45 m breit,

2, 70 m tief

2, 70 m tief

2, 70 m tief
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Gruft bis 12 Sar
Außenmaße:
Innenmaße:

3,00 m lang,
2,20 m lang,

3,75 m breit
3,20 m breit, 2,70 m tief

4. Bei Grüften muss die Einlassöffnung unter allen Umständen in der Länge
von 2,20 m, in der Breite von 0, 95 m, bei Gräbern in der Länge von
2,20 m und in der Breite von 0, 80 m betragen.

5. Die Errichtung von Grüften bedarf einer baubehördlichen Bewilligung
der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien, um die rechtzeitig unter Vorlage eines
Bauplanes in dreifacher Ausfertigung anzusuchen ist. Eine Baubeschreibung
ist gleichfalls in dreifacher Ausfertigung vorzulegen. Die Bauführung ist von ei-
nern berechtigten Gewerbetreibenden zu übernehmen.

6. Nach Erteilung der Baubewilligung wird die Erdaushebung zur Herstel-
lung von Grüften vom Bauführer besorgt, das gewonnene Erdmaterial bleibt
Eigentum der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien und ist nach Weisung der
Friedhofsverwaltung abzulagern bzw. abzuführen.

7. Die Ausmauerung der Grüfte hat mit gut gebrannten Ziegeln/Schalsteinen zu
erfolgen. Einfassung und Deckel sind aus hartem Stein herzustellen. Die
Grüfte müssen hermetisch abgeschlossen werden, die Deckplatten müssen
daher mit einem Falz in den Steinbelag übergreifen. Alle Fugen an der Ober-
fläche sind sorgfältig mit Steinkitt auszufüllen.

8. Für spätere Beilegungen sind Traversenlöcher vorzusehen. Grabdenkmäler
und Einfassungen müssen ausnahmslos fundiert sein.

zu c Urnenwandnischen:

1. Urnenwandnischen sind Grabstätten, die in ausgemauertem Zustand zur
Benützung zugewiesen werden. Die Zuweisung des Benutzungsrechtes
erfolgt auf 10 Jahre, wobei eine Erneuerung des Benutzungsrechtes nach
§ 6 dieser Friedhofsordnung möglich ist.

2. Es können ausschließlich Urnennischen für die Beisetzung von 4 Asche-
kapseln zugewiesen werden.

zu d Urnen räber:

1. Urnengräber sind Grabstätten, die zur Beisetzung von Urnen mit der
Asche des Verstorbenen bestimmt sind.

2. Die Zuweisung des Benutzungsrechtes erfolgt auf 10 Jahre, wobei eine
Erneuerung des Benutzungsrechtes nach § 6 dieser Friedhofsordnung
möglich ist.

3. Die Fundamentmaße der Umengräber betragen:

Fried hofGerasdorf

Außenmaße:

Innenmaße:

1,40 m lang
1,40 m breit

1,00 m lang
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5.

1,00 m breit
1,00 m tief

Urnen dürfen auch in Erdgräbern beigesetzt werden. In diesem Fall muss
die Beisetzung in mindestens 50 cm Tiefe erfolgen. Für die Herstellung der
Fundamente gilt der Abs. 1 a) ErdgräberZ 5 sinngemäß.

Es können Urnengräberfürdie Beisetzung von 4 Urnen und Urnengräber
für die Beisetzung von 8 Urnen zugewiesen werden.

zu e Wiesen räber:

1. Wiesengräber sind Grabstätten zur ausschließlichen Beisetzung von
verrottbaren Urnen oderAschekapseln.

2. Eine gewünschte Beschriftung erfolgt auf 20 Jahre ausschließlich durch
die Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien.

§3..
Gräberverzeichnis - Ubersichts lan

Bei der Friedhofsverwaltung liegen ein Gräberverzeichnis, aus dem die Identität der auf
dem Friedhof bestatteten Personen hervorgeht, sowie ein Ubersichtsplan über die Lage der
einzelnen Grabstellen zur allgemeinen Einsichtnahme während der Bürgerservicezeiten auf

§4
Zuweisun des Benützun srechtes an einer Grabstelle

(1) Um die Zuweisung einer Grabstelle ist bei der Fried hofsverwaltung unter Angabe des
gewünschten Friedhofes, der gewünschten Grabart und der örtlichen Lage derGrab-
stelle (Ubersichtsplan) anzusuchen.

(2) Bei der Zuweisung eines Grabes besteht kein Rechtsanspruch auf eine bestimmte
Grabart oder bestimmte örtliche Lage der Grabstelle.

(3) Über das Ansuchen wird mit Bescheid entschieden. Der Bewilligungsbescheid enthält
den/die Namen der benützungsberechtigten Person/en, die genaue Bezeichnung des
Friedhofes, der Grabstelle, der Grabart und das Datum des Ablaufes des Benützungs-
rechtes (ausgenommen Wiesengräber, siehe §§ 5 und 6).

(4) Das Ansuchen auf Zuweisung einer Grabstelle darf nicht abgelehnt werden, wenn es
sich bei dem oder der Verstorbenen um ein Gemeindemitglied oder um ein langjähri-
ges ehemaliges Gemeindemitglied handelt oder der Todesfall im Gemeindegebiet ein-
getreten ist oder in der Gemeinde des oder der Verstorbenen kein Friedhof vorhanden
ist. Darüber hinaus dürfen Anträge nur abgelehnt werden, wenn der Gemeinderat we-
gen der begrenzten Belagsmöglichkeit der Friedhöfe und im Hinblick auf den eigenen
Bedarf der Gemeinde die Sperre der Gemeindefriedhöfe für Gemeindefremde generell
beschlossen hat und dieser Beschluss ortsüblich kundgemacht worden ist.

(5) Der Erwerb eines Grabes ist nur im Anlassfall gestattet, d. h. nach Eintritt des Todes
eines Angehörigen oder der betroffenen Person.
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§5
Inhalt und Dauer des Benützun srechtes

(1) Das Benutzungsrecht steht einer oder mehreren Personen zu.

(2) Es berechtigt je nach Art der zugewiesen Grabstelle zur Bestattung von Leichen und
Leichenteilen oder zur Beisetzung von Urnen. Es berechtigt und verpflichtet nach
Maßgabe der Friedhofsordnung zur Ausgestaltung und zur Instandhaltung der Grab-
stelle.

(3) Das erstmalige Benutzungsrecht endet bei Erdgräbern und bei Urnengrabstellen nach
Ablauf von zehn Kalenderjahren, bei gemauerten Grabstellen (Grüfte) nach Ablauf von
dreißig Kalenderjahren nach der Begründung. Die Fristen beginnen mit dem auf die
Begründung des Benutzungsrechtes folgenden Jahr.

(4) Jede benützungsberechtigte Person und deren Ehegatte oder dessen Ehegattin ha-
ben Anspruch auf Beisetzung in dieser Grabstelle. Die benützungsberechtigte Person
kann die Beisetzung weiterer Personen gestatten. Verfügen mehrere Personen über
ein Benutzungsrecht an der Grabstelle, müssen alle der Beisetzung weiterer Personen
zustimmen.

(5) Die Mindestruhefrist beträgt 10 Jahre. Innerhalb dieser Frist darf nur eine der Art und
Größe der Grabstelle entsprechende Anzahl von Leichen bestattet werden (Höchstbe-
lagszahl). Nach Ablauf der Mindestruhefrist können Leichen oder Leichenreste von der
Friedhofsverwaltung oder durch von ihr beauftragte Personen innerhalb der Grabstelle
zusammengelegt werden. Die zusammengelegten Leichenreste sind in ein leicht ver-
rottbares Behältnis zu geben oder am Grund der Begräbnisstätte wieder zu bestatten.

(6) Bei Wiesengräber handelt es sich um ein einmaliges Benutzungsrecht zwecks Beerdi-
gung einer verrottbaren Urne.

Verlän erun
§6

des Benützun srechts

(1) Mit jeder Belegung wird das Benutzungsrecht auf 10 Jahre verlängert. Die Frist be-
ginnt mit dem auf die Verlängerung des Benutzungsrechts folgenden Jahr (ausgenom-
men Wiesengräber).

(2) Das Benutzungsrecht verlängert sich jeweils um weitere 10 Kalenderjahre, wenn die
benützungsberechtigte Person die Verlängerungsgebühr vor Ablauf des Kalenderjah-
res, mit dessen Ablauf das geltende Benutzungsrecht endet, entrichtet.

(3) Mindestens 6 Monate vor Zeitablauf des Benutzungsrechts wird die benützungsbe-
rechtigte Person schriftlich durch die Gemeinde verständigt, dass das Benützungs-
recht abläuft. Ist die benützungsberechtigte Person unbekannten Aufenthaltes und
kann sie nicht leicht ausgeforscht werden, erfolgt durch die Gemeinde die Verständi-
gung darüber durch dreimonatigen Anschlag am Friedhof.

(4) Wird die Verlängerungsgebühr nicht zeitgerecht entrichtet, wird die benützungsberech-
tigte Person nachweislich darüber in Kenntnis gesetzt, dass das Benutzungsrecht er-
lischt, wenn die Verlängerungsgebühr nicht binnen eines Monats entrichtet wird.

(5) Von der Verlängerung des Benutzungsrechtes sind Wiesengräber ausgenommen.
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§7
Ubertra un und Eintritt

in das Benützun srecht an einer Grabstelle

(1) Auf Antrag der benützungsberechtigten Person ist das Benutzungsrecht einer anderen
physischen oder juristischen Person mit deren Einverständnis durch Bescheid der Ge-
meinde zu übertragen.

(2) Nach dem Tod der benützungsberechtigten Person können die nahen Angehörigen
des oder der Verstorbenen (Ehegatte/Ehegattin, eingetragener Partner/Partnerin, Le-
bensgefährte/Lebensgefährtin, Kinder, Eltern, die übrigen Nachkommen, Großeltern,
Geschwister) den Eintritt in das Benutzungsrecht binnen 3 Monate beantragen. Über
die Zuerkennung des Benutzungsrechtes wird von der Gemeinde entsprechend der
gesetzlichen Reihenfolge (siehe oben) mit Bescheid entschieden. Macht keiner der
nahen Angehörigen vom Eintrittsrecht Gebrauch, wird das Benutzungsrecht mit Be-

scheid jener Person zuerkannt, die die Grabstellengebühr entrichtet hat.

§8
Erlöschen des Benützun srechtes

(1) Das Benutzungsrecht erlischt:

1. durch Zeitablauf,
2. durch schriftlichen Verzicht,
3. durch Entzug wegen Vernachlässigung der Instandhaltungspflicht

(§ 33 Abs. 4 NO Bestattungsgesetz 2007 idgF. ),
4. bei Auflassung oder Schließung des Friedhofs oder eines Teiles des Friedho-

fes oder

5. durch Entzug wegen Nichtentrichtung der Grabstellengebühr (§ 33 Abs. 5 NO
Bestattungsgesetz 2007 idgF.).

(2) Bei Grüften ist mit Ausnahme des Falles, dass der Friedhof aufgelassen wird, eine
mindestens dreimalige Verlängerung des Benutzungsrechtes zuzulassen.

(3) Bei Erlöschen des Benutzungsrechts wird die Gemeinde auf die Dauer von vier Mona-
ten die Grabstelle als "Heimgefallen" kennzeichnen und den "Heimfall" an der Amtsta-
fei der Gemeinde sowie am Friedhof kundmachen.

(4) Denkmäler, Einfassungen und Baubestandteile jeglicher Art sind innerhalb der Kund-
machungsfrist des Abs. 3 durch die bisherige benützungsberechtigte Person zu entfer-
nen, sofern nicht eine nachweisliche Eigentumsübertragung an eine neue benützungs-
berechtigte Person dieser Grabstelle erfolgt. Andernfalls geht das Eigentum auf die
Gemeinde über, die der bisherigen benützungsberechtigten Person die Kosten für die
Abtragung vorschreiben kann.

(5) Nach Ablauf der Kundmachungsfrist kann die Gemeinde Leichenreste und Urnen in
einer gemeindeeigenen Grabstelle beisetzen.

Aus estaltun
§9

und Erhaltun einer Grabstelle

(1) Die Grabstellen sind innerhalb von 6 Monaten nach Erwerb des Benutzungsrechtes
entsprechend der Würde des Ortes auszugestalten.
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(2) Die Errichtung eines Grabdenkmales (z. B. Kreuz, Tafel, Grabstein, Skulptur, Denkmal-
Überdachung) ist der Gemeinde im Vorhinein anzuzeigen. Der Anzeige ist eine Be-
Schreibung des Denkmales mit Angabe der Grabinschrift sowie eine Skizze beizule-
gen. Das Denkmal darf nur von einem befugten Gewerbetreibenden errichtet werden.
Dieser hat auf der Anzeige zu bestätigen, dass die Ausführung nach den geltenden
gesetzlichen Bestimmungen erfolgt. Diese Anzeige ersetzt nicht allenfalls notwendige
Anzeigen und Anträge nach den baurechtlichen Vorschriften.

(3) Die Errichtung von Grabdenkmälern ist innerhalb einer Frist von vier Wochen nach
Einlangen der Anzeige mit Bescheid zu untersagen, wenn:

1. das geplante Grabdenkmal oder dessen Inschrift nicht der Würde und Pietät
der Fried hofsanlage entspricht,

2. das Grabdenkmal andere Grabstellen beeinträchtigen würde oder
3. das Grabdenkmal der Friedhofsordnung nicht entspricht.

(4) Vor Ablauf der Frist von vier Wochen kann die Gemeinde mit Bescheid feststellen,
dass das geplante Vorhaben Abs. 3 Z. 1 bis 3 nicht widerspricht, und die Ausführung
gestatten.

(5) Die gärtnerische Ausgestaltung und dauernde Pflege der Grabstelle obliegt dem/den
Benützungsberechtigten.

(6) Das Bepflanzen der Grabstelle mit Bäumen und Sträuchem ist nicht gestattet. Über
die Grabstelle hinausgehende Ausgestaltungen sind nicht gestattet.

(7) Die Ausschmückung der Grabstätten durch Anpflanzen von Bäumen und Sträuohorn
ist nicht gestattet.

(8) Das Aufstellen unpassender Gefäße, wie Blechdosen, Flaschen, Einsiedegläser, etc.
zur Aufnahme von Schnittblumen und dergleichen ist nicht gestattet. Sie können von
der Gemeinde oder von ihr beauftragten Personen (z. B. Friedhofsverwaltung) ohne
vorherige Verständigung des Benützungsberechtigten entfernt werden. Die Gemeinde
hat solche Gegenstände auf eine Dauer von 6 Monaten ab Entfernung aufzubewah-
ren. Innerhalb dieser Frist sind sie auf Wunsch dem Benützungsberechtigten auszufol-
gen oder ihm auf seine Kosten zu senden. Nach Ablauf der 6 Monate kann die Ge-
meinde über die Gegenstände frei verfügen.

(9) Bei den Laternen der Urnenwandnischen ist dafür Sorge zu tragen, dass diese nicht
durch unsachgemäße Verwendung von zu großen Grabkerzen zerstört werden. Sollte
dies jedoch eintreten, muss die Instandsetzung auf Kosten des Benützungsberechtig-
ten erfolgen.

(10) Die Ausgestaltung der Wiesengräber obliegt ausschließlich der Stadtgemeinde Geras-
dorf bei Wien.

§10
Verwahrlosun und Baufälli keit von Grabstellen und Grabdenkmälern

(1) Ist eine Grabanlage oder eine Gruftanlage baufällig oder verwahrlost, ist die Ge-
meinde berechtigt, die benützungsberechtigte Person mit Bescheid zu verpflichten, in
angemessener Frist, längstens jedoch binnen vier Monaten, die Anlage in Stand zu
setzen. Die Frist kann in begründeten Fällen um weitere zwei Monate verlängert wer-
den.
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(2) Bei Gefahr in Verzug durch offensichtliche Baufälligkeit oder Verwahrlosung ordnet die
Gemeinde sofortige Sicherungsmaßnahmen auf Kosten der benützungsberechtigten
Person an.

(3) Ist die benützungsberechtigte Person unbekannten Aufenthalts und kann sie nicht
leicht ausgeforscht werden, wird die Aufforderung zur Instandsetzung vier Monate hin-
durch an derAmtstafel der Gemeinde und durch Anschlag am Friedhof verlautbart. In
diesem Fall beginnt die Instandsetzungsfrist mit dem ersten Tag des Monates, der
dem Tage des Anschlages an der Gemeindetafel folgt. Der Tag des Anschlages sowie
der Tag, mit dem die Frist abläuft, sind in der Verlautbarung anzuführen. Im Anschlag
ist auf die Rechtsfolge des Erlöschens des Benutzungsrechts hinzuweisen (Entzug
wegen Vernachlässigung der Instandhaltungspflicht).

(4) Kommt eine benützungsberechtigte Person einer Verpflichtung zur Instandsetzung
nicht nach, gilt das Benutzungsrecht mit Ablauf des Jahres, in dem die Frist abgelau-
fen ist, als entzogen.

§11
Bestattun

(1) Jede Leiche ist nach Ablauf von zwei und vor Ablauf von vier Tagen nach Ausstellen
derTodesbescheinigung zu bestatten. Sind geeignete Kühl- oder Konservierungsmög-
lichkeiten vorhanden, ist die Leiche vor Ablauf von vierzehn Tagen nach Ausstellung
der Todesbescheinigung zu bestatten. Bei Abgabe einer Leiche an ein anatomisches
Institut oder mit Bewilligung des Bürgermeisters kann von dieser Frist abgesehen wer-
den. Im letzteren Fall jedoch nur, wenn keine sanitärpolizeiliche Bedenken entgegen-
stehen.

(2) Die beabsichtige Bestattung von Leichen und Urnen auf Friedhöfen ist von der Benüt-
zungsberechtigten Person der Grabstelle der Gemeinde anzuzeigen. Bei Tod der be-
nutzungsberechtigten Person ist die Anzeige von den nahen Angehörigen zu erstat-
ten.

(3) Die Bestattung einer Leiche in einer Grabstelle ist nur bis zur Höchstbelagszahl zuläs-
sig, sofern nicht eine Zusammenlegung von Leichenresten möglich ist.

(4) Ist eine Bestattung nach Abs. 2 nicht möglich, wird der anzeigenden Person von der
Gemeinde eine freie Grabstelle angeboten.

(5) Die nahen Angehörigen des Verstorbenen haben in folgender Reihenfolge für die Be-
stattung Sorge zu tragen:

1. Ehegatte oder Ehegattin bzw. eingetragener Partner oder eingetragene Part-
nenn

2. Lebensgefährte oder Lebensgefährtin
3. Kinder
4. Eltern
5. die übrigen Nachkommen
6. die Großeltern
7. die Geschwister

(6) Sind die genannten Personen nicht vorhanden oder kommen sie ihrer Verpflichtung
nicht innerhalb der genannten Frist nach, hat die Gemeinde, in der sich der Todesfall
ereignet hat oder die Leiche aufgefunden wurde, ein anatomisches
Universitätsinstitut zu verständigen, das die Abholung der Leiche auf seine Kosten
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(7)

veranlassen kann. Macht das Institut bis spätestens zum Ablauf des nächsten Werkta-
ges ab Verständigung keinen Gebrauch, hat die Gemeinde für die Bestattung Sorge
zu tragen. Diese Verpflichtung der Gemeinde umfasst nicht die Veranstaltung eines
Leichenbegängnisses. Auch das Recht zur Einhebung der vorgesehenen Friedhofsge-
bühren bleibt davon unberührt.

Ohne schriftliche Anweisung der Friedhofsverwaltung darf der Totengräber eine Lei-
ehe oder Urne nicht bestatten. Die Leiche oder Urne ist in jenem Grab beizusetzen,
welches durch die Anweisung bezeichnet ist.

(8) In der Regel darf die Wiederöffnung eines bereits geschlossenen Grabes nur nach Ab-
lauf von 10 Jahren nach der Beerdigung erfolgen. Ausnahmen finden satt:

a) Bei Exhumierungen
b) Bei Nachlage von Leichen in Gräbern und Grüften

(9) Bei Wiederbelegung einer Grabstelle sind die etwa noch vorhandenen Knochen sorg-
faltig zu sammeln und am Kopfende des offenen Grabes, 50 cm tiefer als die Grab-
sohle, endgültig beizusetzen.

(10) Tot- und Fehlgeburten können auch im Rahmen einer Sammelbestattung beigesetzt
werden.

(11) Unter die Bestattungspflicht fallen nicht die Gebeine und Skelette, denen historische,
anthropologische oder religiöse Bedeutung zukommt.

(12) Das Offnen und Schließen von Gräbern und Grüften sowie die Beisetzung von Lei-
chen und Urnen ist nur dem von der Fried hofsverwaltung bestellten Personal bzw. be-
auftragten Unternehmen gestattet.

§12
Einsar un

Für die Einsargung der Leiche dürfen nur fest gefügte und abgedichtete Särge (Urnen) und
in Grüften nur Metallsärge verwendet werden. Das Sargmarerial darf in Gräbern die rasche
Verwesung der Leiche nicht beeinträchtigen.

§13
Leichenkammer Aufbahrun shalle Leichentrans ort

(1) Nach dem Totenbeschau ist jede Leiche in eine Aufbahrungshalle oder Leichenkam-
mer zu überführen.

(2) Jede Leichenüberführung innerhalb des Gemeindegebietes ist mit hierzu geeigneten
und für diesen Zweck ausschließlich bestimmten Fahrzeugen durchzuführen.

(3) Die Aufbahrungshalle dient zur Aufbahrung von Leichen und zur Abhaltung von orts-
üblichen Trauerfeierlichkeiten. Sie muss hinsichtlich Größe und Ausstattung den örtli-
chen Gegebenheiten entsprechen.

(4) Aufbahrungen dürfen nur in der Aufbahrungshalle vorgenommen werden. Außerhalb
der Aufbahrungshalle darf eine Leiche nur mit Bewilligung des Bürgermeisters aufge-
bahrt werden. Diese Bewilligung ist zu verweigern, wenn sanitärpolizeiliche oder sons-
tige ernste Bedenken entgegenstehen. Kurzfristige Aufbahrungen in der Kirche sind-
von diesen Bestimmungen nicht betroffen
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§14
Enterdi un

(1) Eine Enterdigung einer Leiche, von Gebeinen oder sonstigen Geweberesten sowie ei-
ner Urne oder Aschekapsel bedarf einer Bewilligung der Gemeinde. Keiner Bewilli-
gung bedürfen behördliche oder gerichtlich angeordnete Enterdigungen sowie Enterdi-
gungen durch die Friedhofsverwaltung zum Zwecke einer Umbettung oder einer Zu-
sammenlegung innerhalb der Bestattungsanlage nach Ablauf der Mindestruhefrist. Be-
hördliche oder gerichtlich angeordnete Enterdigungen sind von der anordnenden
Stelle vorder Enterdigung der Gemeinde unter Ubersendung/Ubergabe einer Ausferti-
gung der Anordnung zur Kenntnis zu bringen. Wird die enterdigte Leiche, von Gebei-
nen oder sonstigen Geweberesten sowie einer Urne oder Aschekapsel in dieser Grab-
stelle nicht sofort wieder bestattet, ist die Entfernung im Grabstellenverzeichnis zu ver-
merken.

(2) Eine Enterdigung, ausgenommen die Enterdigung einer Urne oder Aschekapsel ist
erst nach Ablauf der Mindestruhefrist möglich. Liegen wichtige Gründe vor, kann eine
Enterdigung auch vor Ablauf der Mindestruhefrist erfolgen.

(3) Anträge auf Enterdigung können von der benützungsberechtigten Person gestellt wer-
den. Anträge auf Enterdigungen können auch von nahen Angehörigen mit Zustim-
mung der benützungsberechtigten Person gestellt werden. Im Antrag ist der weitere
Verbleib der Leiche anzugeben.

(4) Bei sanitärpolizeilichen Bedenken werden zur Vermeidung von Gefährdungen und Be-
lästigungen Auflagen vorgeschrieben.

(5) Eine Enterdigung vor Ablauf der Mindestruhefrist darf nur von befugten Bestattungsun-
ternehmen vorgenommen werden.

(6) Grabarbeiten bis zum Sarg dürfen durch vom Betreiber des Friedhofes bestimmte Per-
sonen durchgeführt werden.

§15
Uberführun

(1) Die beabsichtigte Überführung einer Leiche ist rechtzeitig, spätestens am Tag der
Überführung, durch das Bestattungsunternehmen der Gemeinde, in der sich die Lei-
ehe befindet und der Gemeinde, in der die Bestattung erfolgen soll, schriftlich anzuzei-
gen.

(2) Leichen dürfen nur von einem befugten Bestattungsunternehmen überführt werden.

(3) Ausgenommen von der Anzeigepflicht ist die Überführung einer
1. Leiche innerhalb einer Gemeinde, an ein anatomisches Universitätsinstitut, im

Zusammenhang mit einer behördlich oder gerichtlich angeordneten Obduktion
oder zum Zweck einer thanatopraktischen Behandlung und

2. Urne oder Aschenkapsel, die Aschenreste enthält.

§16
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Der Friedhof darf nur während der von der Friedhofsverwaltung am Eingang des
Friedhofes kundgemachten Besuchszeiten betreten werden.
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(2) Der Friedhof ist in den Monaten Mai bis einschließlich August von 6.00 bis 20.00 Uhr,
in den Monaten März, April, September, Oktober, sowie am 1 . und 2. November von
7.00 bis 18.00 Uhr, in der Zeit von 3. bis 30. November, sowie in den Monaten Dezem-
ber, Jänner und Februar von 8.00 bis 17.00 Uhr für den Besuch geöffnet.

(3) Auf dem Friedhof haben die Besucher alles zu unterlassen, was der Würde des Ortes
widerspricht. Für mitgeführte Hunde gilt Leinenpflicht. Den Anordnungen der Fried-
hofsverwaltung bzw. den bestellten Friedhofsorganen ist jederzeit Folge zu leisten. Zu-
widerhandelnde können vom Fried hof verwiesen werden.

Insbesondere ist nicht gestattet:

a) Den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und
zu beschädigen;

b) die Wege des Friedhofes mit Fahrzeugen aller Art zu befahren;
Ausnahmebewilligungen erteilt die Friedhofsverwaltung.
Keiner Ausnahmebewilligung bedarf der Einsatz gewerblicher Transportmittel
im Rahmen gewerblicher Arbeiten, deren Durchführung im Sinne des Abs. 4
bei der Fried hofsverwaltung angezeigt wurde;

c) Unbrauchbar gewordenen Grabschmuck oder Abfälle außerhalb der dafür
vorgesehenen Plätzen abzulegen;

d) Druckschriften zu verteilen und zu plakatieren, Waren aller Art sowie gewerbli-
ehe Dienste anzubieten;

e) Das Spielen, Herumlaufen, Rauchen, Lärmen und Konsumieren von Alkohol;
f) Die Benützung nicht bestreuter Wege bei Glatteis oder bei Schneeglätte.

(4) Gewerbliche Arbeiten dürfen auf dem Friedhof nur nach erfolgter Anzeige bei der
Friedhofsverwaltung durchgeführt werden. Die Betriebsinhaber haften für alle Schä-
den, die durch die Ausführung gewerblicher Arbeiten an den Friedhofsanlagen eintre-
ten, nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes.
Während der Begräbnisfeierlichkeiten sind gewerbliche Arbeiten einzustellen.

§17
Strafbestimmun en

Übertretungen dieser Friedhofsordnung werden, sofern der Tatbestand einer Verwaltungs-
Übertretung nach dem NO Bestattungsgesetz, LGBI. 9480 vorliegt, nach dem genannten
Gesetz von der Bezirksverwaltungsbehörde bestraft.

§18
Inkrafttreten

Diese Friedhofsordnung tritt am 01 .01.2026 in Kraft.
Die dahin gültige Friedhofsordnung vom 01.07. 2021 tritt mit gleichem Tage außer Kraft.

Der Bürgermeister
Mag. Dietmar Ruf

angeschlagen am:
abgenommen am:

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig
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18. Ta esordnun s unkt

a.) FSB-Brandschutzbeauftragter der gemeindeeigenen Gebäude

VBgm. Hana berichtet, dass Angebote betreffend des externen Brandschutzbeauftragen sowie den
Wartungen der gemeindeeigenen Gebäude, von der Firma FSB Feuerschutz Bayer GmbH, vorlie-
gen.
Bei allen vorliegenden und zukünftigen Angebote wurden folgende Konditionen ausgehandelt:
21 Ta e -5% Skonto
30 Ta e Netto

Die Angebote beinhalten:
. Erstbegehung
. Monatliche/quartalsmäßige Kontrolle
. Sämtliche Wartungen (ausgenommen Defibrillator)

Bei den Wartungen erfolgt die Abrechnung nach tatsächlichem Material- und Arbeitsaufwand.

Gebäude:
Oberlisse

VS Oberlisse

Kiga Oberlisse/Spatzennest
Bücherei

VBH Oberlisse

Gerasdorf Ort

Rathaus

Kiga Gerasdorf
NÖMS
SV Gerasdorf Kantine/Kabine

Tennisklub Gerasdori:

Altstoffsammelzentrum

Badeteich

Haus Top Learning
Musikschule

Stadtsaal

FF Gerasdorf

Föhrenhain

Kiga Föhrenhain
Gemeindezentrum Föhrenhain

Kapellerfeld
Wirtschaftshof

Kläranlage
FC Kapellerfeld
Tennisklub Kapellerfeld
Jugendzentrum Kapellerfeld
Kiga Kapellerfeld/Spatzennest
VS Kapellerfeld
VBH Kapellerfeld

Seyring
Jugendzentrum + MZW Seyring
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Kiga Seyring
Kulturzentrum Seyring
Tennisclub Seyring
VS Seyring
FF Seyring

2025:

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Kosten für die Erstbegehung, einschließlich der ersten Kontrolle,
für sämtliche angeführten Gebäude in der Höhe von   17.929,66 brutto, anzunehmen und den Be-
schluss vom 15. Juli 2025 aufzuheben.

Die regelmäßigen Folgekontrollen werden monatlich oder quartalsweise durchgeführt - abhängig vom
jeweiligen Gebäude.
Im Jahr 2025 werden für die Gebäude mit monatlicher Kontrolle noch zwei Monatsgebühren, in der
Höhe von   9.086,26 brutto, fällig.
Somit werden für das Jahr 2025   27. 015, 92 brutto an Kosten für den externen Brandschutzbeauf-
fragten fällig.

Finanzierung:
VA-Stelle: 1/2110-6140 Volksschule Oberlisse Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1.305, 11  ) verbleibender Rest:

      

15. 000, 00
0, 00

8. 789, 82
0, 00

8. 789, 82
7.484, 71

VA-Stelle: 1/2400-6140 Kindergarten Oberlisse Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (1.087,59 ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/2730-6140 Volksbüchereien Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (891, 30  ) verbleibender Rest:

    

15. 000, 00
0, 00

430, 73
0, 00

430, 73
-656, 87

6. 000, 00
0, 00

3. 455, 95
0, 00

3.455, 95
2.564,65

VA-Stelle: 1/2721-6140 Volksbildungshaus Oberlisse Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   8. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (607,33  ) verbleibender Rest:

    

802, 80
0, 00

802, 80
195, 47
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VA-Stelle: 1/0100-6140 Gemeinde Zentralamt Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 305, 1 1  ) verbleibender Rest:

      

12. 000, 00
0, 00

11. 120, 66
0, 00

11. 120, 66
9. 815, 55

VA-Stelle: 1/2401-6140 Kindergarten Gerasdorf Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 087, 59  ) verbleibender Rest:

      

25. 000, 00
0, 00

11. 173, 88
0, 00

11. 173, 88
10.086, 29

VA-Stelle: 1/2120-6140 NO Mittelschule Gerasdorf Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 634, 58  ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/2620-6140 Sportplatz Gerasdorf Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (538, 45  ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/2651-6140 Tennisplatz Gerasdorf Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (515, 39  ) verbleibender Rest:
VA-Stelle: 1/8520-6140 Abfallwirtschaft Instandhaltung
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (891, 30  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/8310-6140 Freibänder Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

              

21. 000, 00
0, 00

-2. 237, 65
0, 00

-2.237,65
-3.872,23

15. 000, 00
0, 00

967, 85
0, 00

967, 85
429,40

15. 000, 00
0, 00

11.614, 64
0, 00

11.614, 64
11.099, 25

10. 000, 00
0, 00

9. 370, 00
0, 00

9. 370, 00
8.478, 70

5. 000, 00
0, 00
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Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (429,49  ) verbleibender Rest:

    

VA-Stelle: 1/85302-6140 Bahnstraße 24 Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (515,38  ) verbleibender Rest:

    

2.464, 02
0, 00

2.464, 02
2. 034, 53

4. 500, 00
0, 00

3. 072, 00
0, 00

3. 072, 00
2. 556, 62

VA-Stelle: 1/3200-6140 Aus. In Musik u. Darst. Kunst Instandhaltung von Gebäuden
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (1.069,56  ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/8533-6140 Stadtsaal Hauptstraße 28 Instandhaltung
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (891,30  ) verbleibender Rest:

    

1. 500,00
0, 00

921, 82
0, 00

921, 82
-147, 74

1. 000, 00
0, 00

1.000, 00
0, 00

1.000,00
108, 70

VA-Stelle: 1/1630-6140 Freiwillige Feuerwehr Gerasdorf Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   25. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (538, 45  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/2407-6140 Kindergarten Föhrenhain Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1.087,59  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/8534-6140 Gemeindezentrum Föhrenhain Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   7. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

    

erGet

      

5. 947, 75
0, 00

5.947,75
5.409, 30

)äude
4. 000, 00

0, 00

510, 06
0, 00

510, 06
-577, 53
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Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (467, 84  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/8201-6140 Wirtschaftshof neu Instandhaltung
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (629, 03  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/8516-6140 Kläranlage Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (524, 19  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/2621-6140 Sportplatz Kapellerfeld Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (538, 45  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/2652-6140 Tennisplatz Kapellerfeld Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:   1. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (515,38 ) verbleibender Rest:

                

Anlag

      

4.661,65
0, 00

4. 661, 65
4. 193, 81

10. 000, 00
0, 00

433, 37
0, 00

433, 37
-195, 66

7. 000, 00
0, 00

-4. 799, 96
0, 00

-4. 799, 96
-5. 324, 15

ien
18. 000, 00

0, 00

10. 065, 18
0, 00

10.065, 18
9. 526, 73

    

712, 00
0, 00

712, 00
196, 62

VA-Stelle: 1/2591-6140 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Jugendzentrum Kapeller-
feld Instandhaltung
VA 2025:   3. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (515, 38  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/2402-6140 Kindergarten Kapellerfeld Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   20. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

    

2.474,08
0, 00

2. 474, 08
1.958, 70
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Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 087, 59  ) verbleibender Rest:

    

6. 532, 96
0, 00

6. 532, 96
5.445, 37

VA-Stelle: 1/2111-6140 Volksschule Kapellerfeld Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   31. 500, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 305, 11  ) verbleibender Rest:

    

23. 140, 24
0, 00

23. 140, 24
21. 835, 13

VA-Stelle: 1/2720-6140 Volksheim Kapellerfeld Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   20. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (607,33  ) verbleibender Rest:

    

-870, 22
0, 00

-870, 22
-1.477,55

VA-Stelle: 1/2592-6140 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Jugendzentrum Seyring
Instandhaltung
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (538, 45  ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/2403-6140 Kindergarten Seyring Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  

Nach obigem Beschluss (1.087,59  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/8532-6140 Kulturzentrum Seyring Instandhaltung
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  

Nach obigem Beschluss (448,71  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/2650-6140 Tennisplatz Seyring Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

5. 000, 00
0, 00

1. 751, 70
0, 00

1. 751, 70
1,213, 25

15. 000, 00
0, 00

8. 841, 27
0, 00

8.841,27
7. 753, 68

5. 000, 00
0, 00

4. 342, 64
0, 00

4. 342, 64
3. 893, 93

2. 000, 00
0, 00
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Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (515, 38  ) verbleibender Rest:

    

VA-Stelle: 1/2112-6140 Volksschule Seyring Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (1. 305, 11  ) verbleibender Rest:

      

1.616, 45
0, 00

1.616, 45
1. 101, 07

20. 000, 00
0, 00

-3. 858, 59
0, 00

-3. 858, 59
-5. 163, 70

VA-Stelle: 1/1631-6140 Freiwillige Feuerwehr Seyring Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (538,45  ) verbleibender Rest:

      

10. 000, 00
0, 00

4. 269, 64
0, 00

4.269, 64
3. 731, 19

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

b.) Wartungskosten

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Kosten für die Wartungen sämtlicher angeführter Gebäude für das
Jahr 2025 in der Höhe von max.   11.508,90 brutto, anzunehmen.

Die Wartung der Feuerlöscher erfolgt zweijährlich. Für das Jahr 2025 fallen demnach Kosten in der
Höhe von   2. 173,40 brutto an.

Somit werden für das Jahr 2025   13.682,30 brutto an Kosten für Wartungen fällig.

Finanzierung:
VA-Stelle: 1/2110-6140 Volksschule Oberlisse Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (1. 577, 34  ) verbleibender Rest:

      

15. 000, 00
0, 00

7. 484, 71
0, 00

7.484, 71
5. 907, 37

VA-Stelle: 1/2400-6140 Kindergarten Oberlisse Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   15. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 460, 93  ) verbleibender Rest:

    

-656, 87
0, 00

-656, 87
-2. 117, 80
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VA-Stelle: 1/2730-6140 Volksbüchereien Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (230,45  ) verbleibender Rest:

    

6. 000, 00
0, 00

2. 564, 65
0, 00

2. 564, 65
2. 334, 20

VA-Stelle: 1/2721-6140 Volksbildungshaus Oberlisse Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (512, 28  ) verbleibender Rest:

      

8. 000, 00
0, 00

195, 47
0, 00

195, 47
-316, 81

VA-Stelle: 1/0100-6140 Gemeinde Zentralamt Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (1. 008,30  ) verbleibender Rest:

      

12. 000, 00
0, 00

9. 815, 55
0, 00

9. 815, 55
8.807, 25

VA-Stelle: 1/2401-6140 Kindergarten Gerasdorf Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (156,90  ) verbleibender Rest:

      

25.000,00
0, 00

10.086, 29
0, 00

10.086, 29
9. 929, 39

VA-Stelle: 1/2120-6140 NO Mittelschule Gerasdorf Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (1.454,52  ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/2620-6140 Sportplatz Gerasdorf Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024

Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (319, 06  ) verbleibender Rest:

    

VA-Stelle: 1/2651-6140 Tennisplatz Gerasdorf Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:  

21.000,00
0, 00

-3. 872, 23
0, 00

-3. 872, 23
-5. 326, 75

15. 000, 00
0, 00

429, 40
0, 00

429, 40
110, 34

15. 000, 00
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Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen 0, 00

Kreditrest15.09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  
Nach obigem Beschluss (40, 14  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/8520-6140 Abfallwirtschaft Instandhaltung
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15.09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  

Nach obigem Beschluss (70, 13  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/8310-6140 Freibänder Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15.09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  

Nach obigem Beschluss (70,43  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/85302-6140 Bahnstraße 24 Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (278,52  ) verbleibender Rest:

    

11.099, 25
0, 00

11. 099, 25
11.059, 11

10. 000, 00
0, 00

8.478, 70
0, 00

8.478, 70
8.408, 57

5. 000, 00
0, 00

2. 034, 53
0, 00

2. 034, 53
1. 964, 10

4. 500, 00
0, 00

2. 556, 62
0, 00

2. 556, 62
2. 278, 10

VA-Stelle: 1/2407-6140 Kindergarten Föhrenhain Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (148,50  ) verbleibender Rest:

      

4. 000, 00
0, 00

-577, 53
0, 00

-577,53
-726, 03

VA-Stelle: 1/8534-6140 Gemeindezentrum Föhrenhain Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (188,10  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/8201-6140 Wirtschaftshof neu Instandhaltung
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

        

7. 000,00
0, 00

4. 193, 81
0, 00

4. 193,81
4. 005, 71

10. 000, 00
0, 00
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Kreditrest15. 09. 2025.
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (731, 26  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/8516-6140 Kläranlage Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (140, 85  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/2621-6140 Sportplatz Kapellerfeld Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (331,38  ) verbleibender Rest:

VA-Stelle: 1/2652-6140 Tennisplatz Kapellerfeld Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:   1. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (149,68  ) verbleibender Rest:

          

Anlac

      

-195,66
0, 00

-195, 66
-926, 92

7. 000, 00
0, 00

-5. 324, 15
0, 00

-5. 324, 15
-5. 465, 00

ien
18. 000, 00

0, 00

9. 526, 73
0, 00

9. 526, 73
9. 195, 35

    

196, 62
0, 00

196, 62
46, 94

VA-Stelle: 1/2591-6140 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Jugendzentrum Kapeller-
feld Instandhaltung
VA 2025:   3. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (125,02  ) verbleibender Rest:

    

1.958, 70
0, 00

1.958,70
1.833, 68

VA-Stelle: 1/2402-6140 Kindergarten Kapellerfeld Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   20. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (807, 10  ) verbleibender Rest:

    

5.445,37
0, 00

5.445, 37
4. 638, 27

VA-Stelle: 1/2111-6140 Volksschule Kapellerfeld Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   31. 500, 00
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Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen 0, 00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (955,06  ) verbleibender Rest:

    

21. 835, 13
0, 00

21. 835, 13
20.880,07

VA-Stelle: 1/2720-6140 Volksheim Kapellerfeld Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:   20. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (525,06  ) verbleibender Rest:

    

-1

-1
-2

. 477
0

. 477

.002

, 55
, 00
, 55
, 61

VA-Stelle: 1/2592-6140 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Jugendzentrum Seyring
Instandhaltung
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (161,28  ) verbleibender Rest:

      

VA-Stelle: 1/2403-6140 Kindergarten Seyring Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  

Nach obigem Beschluss (174,30  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/8532-6140 Kulturzentrum Seyring Instandhaltung
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09.2025:  
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024  
Gesamt frei:  

Nach obigem Beschluss (104, 18  ) verbleibender Rest:  

VA-Stelle: 1/2650-6140 Tennisplatz Seyring Instandhaltung der Anlagen
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (23,94  ) verbleibender Rest:

    

VA-Stelle: 1/2112-6140 Volksschule Seyring Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:  

5.000,00
0, 00

1, 213, 25
0, 00

1, 213, 25
1.051, 97

15. 000, 00
0, 00

7. 753, 68
0, 00

7. 753, 68
7. 579, 38

5. 000, 00
0, 00

3. 893, 93
0, 00

3. 893, 93
3. 789, 75

2. 000, 00
0, 00

1. 101, 07
0, 00

1. 101, 07
1.077, 13

20. 000, 00
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Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen 0, 00

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (1.230,70  ) verbleibender Rest:

    

-5. 163, 70
0, 00

-5. 163,70
-6. 394, 40

VA-Stelle: 1/1631-6140 Freiwillige Feuerwehr Seyring Instandhaltung der Gebäude
VA 2025:
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen

Kreditrest15.09.2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (189,30  ) verbleibender Rest:

      

10.000,00
0, 00

3. 731, 19
0, 00

3. 731, 19
3. 541, 89

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

2026:

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Kosten für Begehungen des externen Brandschutzbeauftragten,
für das Jahr 2026, in der Höhe von   69. 090, 10 brutto, anzunehmen.

Finanzierung:
Wird im Voranschlag 2026 berücksichtigt.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

Der Stadtrat stellt den Antrag, die Kosten für die Wartungen sämtlicher angeführter Gebäude für das
Jahr 2026 in der Höhe von   11. 508, 90 brutto, anzunehmen.
Für die Wartung der Feuerlöscher fallen für das Jahr 2026 Kosten in der Gesamthöhe von

  
323, 20 brutto an.

Finanzierung:
Wird im Voranschlag 2026 berücksichtigt.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

19. Ta esordnun s unkt

Stadtsaal

a.) Storno Trennwand

StR Zein berichtet, dass bei einer Begehung festgestellt wurde, dass die Zweckmäßigkeit der bereits
bestellten mobilen Trennwand nicht gegeben ist.
Die finanziellen Mittel, die durch diese Einsparungen frei werden, können anderwärtig, wie Z. B. für die
noch nicht angeschaffte Audioausstattung, etc... verwendet werden.
Jedoch ist für die Stornierung dieser Wand eine Pönale zu entrichten, da die Montage der Laufschie-
nen (Spezialanfertigung) bereits ausgemacht war und die Anlieferung der Materialien
per Spedition sowie die Einteilung der Monteure organisiert waren.
Für die Stornierung des Auftrages werden für das vorproduzierte Material (nur mehr bedingt für andere
Aufträge nutzbar), Planungen, Transporte, Lagerkosten und Kosten für stornierte Monteure (Stehzeit,
da so kurzfristig keine anderen Montagen organisierbar) 16. 500, 00 excl. Mwst. in Rechnung gestellt.
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Der Stadtrat stellt den Antrag, die Pönale in der Höhe von (  16.500,00 netto)   19.800,00 brutto für
die Stornierung der mobilen Trennwand, anzunehmen.

Finanzierung:
VA-Stelle: 5/8533-061 Stadtsaal Hauptstraße 28 Zu- und Umbau Stadtsaal
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:
Nach obigem Beschluss (16. 500, 00  ) verbleibender Rest:

  

1.558.300,00
0, 00

912.014, 52
0, 00
912.014,52
895.514, 52

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

b.) Veranstaltungstechnik

StR Zein berichtet, dass ein Angebot der Firma Leonbacher betreffend die Veranstaltungstechnik im
Stadtsaal vorliegt. Die Gesamtkosten belaufen sich auf  42.200,00 brutto ( 36.000,00 netto).

Das Angebot umfasst folgende Leistungen im großen Veranstaltungssaal sowie auf der Terrasse:

. Audiotechnik

. Lichttechnik

. Videotechnik

Zusätzlich sind die Inbetriebnahme sowie die Einschulungen im Preis inkludiert.

StR Zein stellt den Antrag, das Angebot der Firma Elektro Leonbacher, vom 24.09.2025, in der Höhe
von  42. 200, 00 brutto ( 36. 000, 00 netto), anzunehmen.

Finanzierung:
VA-Stelle: 5/8533-061 Stadtsaal Hauptstraße 28 Zu- und Umbau Stadtsaal
VA 2025:  1. 558.300,00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00
Kreditrest29. 09. 2025:   895. 514, 52
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024   0, 00
Gesamt frei:   895.514,52
Nach obigem Beschluss (36.000,00  ) verbleibender Rest:   859.514,52

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

c. ) Netzwerktechnik

StR Zein berichtet, dass ein Angebot der Firma Heicon Smart Infrastructure & It Solutions, betreffend
die Netzwerktechnik im Stadtsaal vorliegt. Die Gesamtkosten belaufen sich auf   3. 270,60 brutto ( 
2.725,25 netto).

Das Angebot beinhaltet Komponenten zur WLAN-Versorgung, Netzwerkverteilung sowie Firewall-
Systeme inklusive Lizenzierung und Konfiguration.

StR Zein stellt den Antrag, das Angebot der Firma Heicon Smart Infrastructure & It Solutions, in der
Höhe von   3. 270,60 brutto (  2. 725,25 netto), anzunehmen.

Finanzierung:
VA-Stelle: 5/8533-061 Stadtsaat Hauptstraße 28 Zu- und Umbau Stadtsaal
VA 2025:  1. 558. 300, 00
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Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen
Kreditrest 29. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (2. 725, 25  ) verbleibender Rest:

  
0, 00  

859. 514, 52  
0, 00  

859. 514, 52  
856.789,27

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

20. Ta esordnun s unkt
Klärschlamm

StR Zein berichtet, dass die Angebotsprüfung und der Vergabevorschlag von der Firma Lugitsch und
Partner Umweltconsulting Ziviltechniker GmbH, Landstraßer Hauptstraße 75-77/2/11, durchgeführt
wurde.
Gegenstand der Ausschreibung ist die Übernahme, sowie die Entsorgung und Verwertung von Klär-
schlämm, Rechengut und Sandfanggut der Kläranlage Gerasdorf entsprechend dem aktuell gültigen
Stand der Technik für einen Zeitraum von 1 Jahr (mit der Option um Verlängerung um ein weiteres
Jahr).
Die Ausschreibung erfolgte gemäß dem "offenen Verfahren" in elektronischer Form. Das Zuschlags-
prinzip erfolgt über den Billigstbieter.
Es wurden drei Angebote abgegeben:

. Brantner Österreich GmbH, Dr. -Franz-Wilhelm-Str. 2a 3500 Krems a. d. Donau  
173. 190,00 netto

. Saubermacher Dienstleistungs AG , Hans Roth Straße 1 8073 Feldkirchen bei Graz  
135. 920, 00 netto

. Energie AG Oberösterreich Umwelt Service GbmH, Mitterhoferstraße 100, 4600 Weis  
107. 497, 80 netto

Der Stadtrat stellt den Antrag, die ausgeschriebenen Leistungen gemäß dem Ergebnis derAngebots-
Prüfung dem Billigstbieter, Energie AG Oberösterreich Umwelt Service GbmH, Mitterhoferstraße 100,
4600 Weis, zum Angebotspreis von   107.497,80 netto, zu vergeben.

Finanzierung:
VA-Stelle: 1/8516-728 Kläranlage Entgelte für Entsorgungskosten
VA 2025:   200.000,00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0,00

Kreditrest23.09.2025:   88.839,09
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024   0, 00
Gesamt frei:   88.839,09
Nach obigem Beschluss (17.916,30  ) verbleibender Rest:   70.922,79

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

21. Ta esordnun s unkt

Kurzparkzonenerweiterung Gerasdorf bei Wien

a.)Aktuelles Kurzparkzonenmodell:

Das derzeit gültige Kurzparkzonenmodell in der Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien umfasst vier de-
finierte Zonen, in denen werktags (Montag bis Freitag) von 8:00 bis 22:00 Uhr eine gebührenfreie
Parkdauer von zwei Stunden mit Parkscheibe gilt.

Zonenübersicht:
. Zone 1: Grenzweg, Stammersdorfer Straße
. Zone 2: Andreas HoferWeg, Gerasdorfer Straße, Girardiweg, Grillparzerweg, Jägerweg,

Schillerweg, Schönherrweg
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. Zone 3: Bahnstraße, Kirchengasse, Peter-Paul-Straße, Süßenbrunner Straße, Verbindungs-
gasse

. Zone 4: Konrad-Prantl-Gasse, Michael-Glaser-Gasse, Katzengrubergasse, Rohrergasse

Ausnahmegenehmigungen:
Bewohnerinnen, Betriebe und Beschäftigte können eine Ausnahmegenehmigung beantragen. Die
Gültigkeit beträgt zwei Jahre, die Verwaltungsabgabe liegt derzeit bei   30, 70.

Weitere Bestehende Kurzparkzonen (Einkaufsmeile)

Gerasdorfer Straße
2Std.
Werktags
MO-FR 7:00-19:00 Uhr
SA 7:00-12:00 Uhr

Leopoldauer Straße
90 min.
Werktags
MO-FR 8:00-18:00 Uhr
SA 8:00-12:00 Uhr

Geplante Ausweitung / Neuregelung:

Zonenübersicht:

. Zone 1 (Oberlisse)

. Zone 2 (Gerasdorf - Ort, Mitte)

. Zone 3 (Gerasdorf- Ort, Osten)

. Zone 4 (Ostbahngasse)

3 Stunden
Werktags
Mo-FR 8:00-22:00

3Std.
MO-FR (Werk-

tags)
8:00-22:00 Uhr

3Std.
MO-FR (Werk-

tags)
8:00-22:00 Uhr

a. )Der Stadtrat stellt den Antrag, die ausgearbeiteten vier Zonen (gem. Plan) zu einer Gesamtzone
zusammenzufassen und den zeitlichen Rahmen auf 3 Stunden, Werktags, Mo-FR 8:00-22:00 fest-
zulegen.

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

Die Sitzung wird von 18:48 Uhr bis 19:04 Uhr unterbrochen.

StR Oberleitner stellt den Antrag, die Abstimmung zu TO Punkt 21 b. geheim durchzuführen.

Beschluss: abgelehnt Abstimmungsergebnis: abgelehnt
Dafür: SPO
Dagegen: FPÖ, ÖVP, GRÜNE

b. ) Der Stadtrat stellt den Antrag, vor Beschlussfassung einer etwaigen Verordnung eine Volksbe-
fragung der Anrainer mit Hauptwohnsitzen in den vier zusammengefassten Zonen über dieses
Thema durchzuführen.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: OVP, GRÜNE, FPÖ außer GR
Jäger und GR Judt,

Dagegen: SPO
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GR Rotheneder verlässt die Sitzung.

22. Ta esordnun s unkt

Pendler Bonus 2026

Der Stadtrat stellt den Antrag, dass der Pendler Bonus für das Jahr 2026, unter denselben Konditio-
nen (gedeckelt mit   35. 000, - pro Kalenderjahr) weitergeführt wird.
Es wird pro Kalenderjahr eine Förderung in der Höhe von   120, - ausbezahlt werden.
Eine Auszahlung des Pendler Bonus erfolgt immer im Dezember des Antragsjahres.
Die Abrechnung für den Pendler Bonus erfolgt aliquot mit   10 pro Monat.

Folgende Karten werden gefördert:
. VOR-Jahreskarte
. Klima Ticket

. Top-Jugendtickets

Top-Jugendtickets werden, sofern der Preis   120,- nicht überschreitet, komplett ausbezahlt.

Eine Förderung für den Pendler Bonus 2026 kann unter folgenden Voraussetzungen beantragt wer-
den:

. Hauptwohnsitz in Gerasdorf bei Wien

. Übermittlung Jahreskarte

. Übermittlung Zahlungsnachweis

. Übermittlung Lichtbildausweis

Die Jahreskarte muss immer teilweise in das Antragsjahr fallen. Weiters muss die VOR-Jahreskarte
über eine Außenzone Seyring, Kapellerfeld oder Föhrenhain verfügen.

Finanzierung:
VA-Stelle: 1/680-768 Verkehr, Sonstiges Zuschuss VOR-Jahreskartenbesitzer
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

Kreditrest 15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (35. 000, - ) verbleibender Rest:

Beschluss: einstimmig angenommen

    

40. 000, 00
0, 00

37. 556, 00
0,00

37. 556, 00
2.556,00

Abstimmungsergebnis: einstimmig

23. Ta esordnun s unkt

Tarife für Veranstaltungen

Für Veranstaltungen, bei denen die Stadtgemeinde Gerasdorf bei Wien die Stände zur Verfügung
stellt, sollen folgende Tarife eingehoben werden:

Allgemeine Standgebühr inkl. Strompauschale:   40/Tag

Standgebühr bei Verkauf von Speisen u. Getränken inkl. Strompauschale:   80/Tag

Teilnahme ohne fixen Stand:   20/Tag, z. B. Luftballonverkauf

Pauschale fürs Geschirrspülen:   25 pro Stand/Tag

Kaution für eine Hütte:   100,-
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Kaution für einen Stand inkl. Heurigengarnitur   150,-

Bgm. Ruf stellt den Antrag, die oben vorgeschlagenen Kosten ausschließlich für den Gerasdorfer
Adventmarkt zu beschließen.

Beschluss: mehrstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: mehrstimmig
Dafür: FPÖ, ÖVP
Dagegen: SPÖ
Enthalten: GRÜNE

24. Ta esordnun s unkt

Ankauf von Marktständen

StR. Puchter brachte im Ausschuss ein Angebot betreffend der Neuanschaffung von
25 Stück Marktständen zur Kenntnis, um diese künftig bei diversen Veranstaltungen (Adventmarkt,
Ostermarkt) einzusetzen.

Die derzeit vorhandenen Marktstände befinden sich größtenteils in einem desolaten Zustand. Eine
Instandsetzung ist aufgrund des fortgeschrittenen Alters und des allgemeinen Materialverschleißes
nicht mehr wirtschaftlich und auch sicherheitstechnisch nicht mehr vertretbar.

Aktuell verfügt die Gemeinde über 25 einsatzfähige Marktstände. Um dem gestiegenen Bedarf bei
Veranstaltungen gerecht zu werden und weiterhin ein einheitliches und attraktives Erscheinungsbild
zu gewährleisten, ist es notwendig, die Anzahl auf insgesamt 50 Stück aufzustocken.

Die neuen Marktstände sollen langlebig, witterungsbeständig und modular einsetzbar sein, um den
Anforderungen verschiedenster Veranstaltungen zu entsprechen.

Fa. klipklap, Dorfstraße 15b, 16845 Rohrlack
Angebot vom 08. 09. 2025:
25 Stk. Marktstand K2
25 Stk. Transportsack PVC
zum Gesamtpreis von   22. 470, - (inkl. Frachtpauschale)

Im August wurden mehrere Angebote angefordert. Die genannte Firma war die Einzige, die ein An-
gebot abgegeben hat. Sie garantiert eine Lieferung innerhalb von 20 Tagen ab Bestellung, wodurch
eine rechtzeitige Lieferung bis zum Gerasdorfer Adventmarkt 2025 sichergestellt ist.

Der Stadtrat stellt den Antrag, das Angebot der Fa. Klipklap anzunehmen.

Finanzierung:
VA-Stelle: 1/369-050 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Ausstattung
VA 2025:  
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen  

2. 000,00
0, 00

Kreditrest15. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024
Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (22. 470, - ) verbleibender Rest:

    

2. 000,00
0, 00

2.000,00
-20.470,00

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

25. Ta esordnun s unkt
Wochenmarkt in Gerasdorf bei Wien
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VBgm Hana berichtet, dass im Rahmen der Ausschreibung "Konzeptionierung eines Wochenmarktes
in Gerasdorf bei Wien" am 19.08.2025 ein Hearing mit den drei eingeladenen Anbietern - Firma Mes-
sage, Firma CIMA und Firma Egger & Partner - stattgefunden hat.

Nach Durchführung des Hearings und Auswertung der Angebote wurde die Firma EGGER & PART-
NER, Keimlgutgasse 11, 4040 Linz, als Bestbieter ermittelt.

Die Gesamtkosten des Angebots betragen   24. 192, - brutto (  20. 160, - netto).

Für die Finanzierung liegt eine Förderzusage der Leader Region in Höhe von 50 % vor. Zusätzlich
wird derzeit geprüft, ob eine weitere Förderung über NAFES (30 %) möglich ist.

Der Stadtrat stellt den Antrag, das Angebot der Firma EGGER & PARTNER, Keimlgutgasse 11 , 4040
Linz, vom 14. 7. 2025, in der Höhe von   24. 192, - brutto (  20. 160, - netto), zu beauftragen.

Es wird angestrebt, dass die Rechnung zur Hälfte erst im Jahr 2026 fällig werden.

Finanzierung:
VA-Stelle: 1/369-728 Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen Veranstaltungen der Gemeinde
VA 2025:   40. 000, 00
Bedeckung durch noch nicht aufgenommene Darlehen   0, 00

Kreditrest10. 09. 2025:
Noch einzuarbeitender Uberschuss aus RA 2024

Gesamt frei:

Nach obigem Beschluss (  24. 192, 00) verbleibender Rest:

  
12. 959, 73

  
0, 00

  
12. 959, 73

  
-11.232,27

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig

26. Ta esordnun s unkt

Turnsaalvermietung am Wochenende

Bgm. Ruf berichtet, dass der Beschluss des Gemeinderates vom 12. Februar 2024 hinsichtlich der
Turnsaalvermietung am Wochenende für ein Jahr befristet war. Weiters wird mitgeteilt, dass es ins-
gesamt 5 Vermietungen am Wochenende gegeben hat und diese immer problemlos abliefern.

Der Stadtrat stellt daher den Antrag, analog zum Beschluss vom 12. Februar 2024 und in Ergän-
zung/Abänderung zum Beschluss vom 27. September 2022, hinkünftig Einzelvermietungen in den
Gerasdorfer Schulturnsälen unter folgenden Konditionen bis auf weiteres zu ermöglichen:

Ausschließlich an gemeinnützige Vereine und Körperschaften öffentlichen Rechts für den
Zweck der Sportausübung inklusive Tanzsportveranstaltungen (keine Feste o. a.)
Kostenfrei analog Beschluss vom 27. September 2022
An Einzeltagen an Samstag (keine Ferien), bei mehrtägigen Veranstaltungen Sonn- Feierta-
gen möglich
Reinigungskaution   100, 00
Nur einzelne Vermietungen (keine regelmäßigen, wiederkehrenden usw.)
Im Vertrag ist dem Mieter ausdrücklich zur Kenntnis zu bringen, dass die Vermietung mit keiner
weiteren Dienstleistung durch die Gemeinde verbunden ist

Beschluss: einstimmig angenommen Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Der Vorsitzende Bgm. Ruf schließt die öffentliche Sitzung des Gemeinderates.

..^
Vorsitzender

;
Gemeinderat

l. ^. x/....
Sc riftführer

Gemeinderat

Gemeinderat

Gemeinderatssitzung vom 29. 09. 2025 öffentlich.
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Gemeinderat
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